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Für erfahrene Zeitgenossen bedeutet Hoffnung in der Regel „aus-
harren, aber nicht erfüllen“. Doch Hand aufs Herz, zumindest war
der Fall derMauer in den Herbsttagen des Jahres 1989 und die ihm
folgende Wiedervereinigung knapp 11 Monate später doch ein Be-
weis dafür, dassHoffnung nicht immer trügerisch ist.Wie heftigwar
zuvor die CDU gescholten worden, wenn sie unbeirrt am Verfas-
sungsgebot festhielt, in dem es heißt: Das gesamte deutsche Volk
bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Frei-
heit Deutschlands zu vollenden. Gut kann ich mich noch an die
80er Jahre erinnern, als wir uns in der CDU stets am 17. Juni im
Gedenken an den Volksaufstand in der DDR 1953 in Veranstaltun-
gen zusammenfanden und die Wiedervereinigung unseres Landes
als das normale und unverzichtbare Recht eines jeden Deutschen
anmahnten. Es gab nicht wenige Neunmalkluge, die uns dabei
Irrationalität in der Politik vorwarfen.Und es gab die Ewigfortschritt-
lichen, die uns gar als kalte Krieger beschimpften, die den Frieden
in Europa störten. Stattdessen wurden lauthals die doppelte Staats-
angehörigkeit und die vorbehaltlose Anerkennung der staatlichen
Teilung gefordert, dazu freundschaftliche Kontakte zur SED mit
Mielkes Stasikonsorten als friedensfördernde Maßnahme empfoh-
len. InmanchenKöpfen grassierte bereits eine derartigeVerwirrung,
dass mehr oder weniger Terror in der DDR mit weniger oder mehr
Freiheit gleichgesetzt wurde. In der CDU haben wir zu keiner Zeit
den Friedensschalmeien von Stalin bis Breschnew und an ihre Vor-
schläge zur deutschen Einheit geglaubt. Von „verpassten Gelegen-
heiten“ zurWiedervereinigung konnte in der Union schon deshalb
nie die Rede sein,weil ihreDeutschlandpolitik in derHierarchie der
Werte immer vom Grundsatz Freiheit vor Einheit bestimmt war.
Und diesen haben die Deutschen in der früheren DDR schließlich
selbst bestätigt, als sie zuvorderst die Freiheit zum Symbol des zu
vereinigenden Deutschlands machten. Welcher Triumpf für die
BürgerinnenundBürger in denneuenBundesländern, undwelches
unwiderlegbare Zeugnis für ihrenMut und ihre Zuversicht damals,
von dem sich manche Deutsche in den alten Bundesländern eine
gehörige Scheibe abschneiden sollten.

Die Hoffnung auf Einheit war am Ende doch nicht trügerisch, und
der Gedenktag zum 17. Juni 1953 ist auch nicht nur als arbeitsfrei-
er Tag im Gedächtnis geblieben. „Wer von der Hoffnung lebt, der
tanzt ohne Musik“, so lautet ein Sprichwort aus Großbritannien.
Na und? Dann haben die Deutschen ebenmal ohneMusik getanzt,
zum Schluss recht gut sogar gemeinsam auf der Mauer. Und aus
den Steinen der Mauer wurden Brücken gebaut, über die ehemals
getrennte Nachbarn den Weg zueinander fanden, und zwar durch
eine Revolution, die es zuvor noch nie gegeben hatte, nämlich fried-
lich und ohne Blutvergießen.

Apropos, wie war das doch mit den „blühenden Landschaften“?
Wer nicht nur die auch abgrundtief widerwärtig aussehende Mau-
er in Berlin gesehen, wer die Befestigungen an der innerdeutschen
Grenze, die Wachtürme, Selbstschussanlagen, Minen vor Augen
hat,woMenschen grausameVerletzungenund gar denTod erleiden
mussten, nur weil sie in die Freiheit gelangen wollten, wer um das
Los jener bedauernswerten Menschen weiß, die von Mielkes Ter-
rorstrolchen drangsaliert, gequält und gedemütigt wurden, wer

seine Kinder durch Zwangsadoption, sein Vermögen durch Raub
der SED verlor, wer als junger Mensch aus politischen Gründen
oder seiner Treue zur Kirche wegen nicht den gewünschten Beruf
erlernen durfte, wer das alles erleiden musste, für den waren nach
der friedlichen Revolution die neuen Landschaften blühende Land-
schaften. Was denn sonst! Und schließlich darf noch ein anderer
Hinweis gestattet sein, jedenfalls für alle, die die DDR vor derWen-
de kannten.Wer heute die wunderschönen und traumhaften Land-
schaften in Mecklenburg-Vorpommern, in Sachsen, Thüringen,
Sachsen-Anhalt und Brandenburg mit wachen Augen durchstreift,
wird nicht leugnen können, dass sich 25 Jahre nach dem Fall der
Mauer vieles zum Guten gewandt hat.

Gewiss, nicht alle Blütenträume der Menschen gingen nach der
Wende in Erfüllung. Vielleicht können die Erinnerungen an die
Euphorie beimMauerfall, als sich die Menschen vor Freude in den
Armen lagen, einen neuen Schub auslösen, der denen mehr Auf-
merksamkeit schenkt, die sich als Verlierer der Einheit fühlen. Auch
sie müssen mitgenommen werden.

Und schließlich soll amTag desMauerfalls an zweiMänner erinnert
werden. Einer von ihnen ist Helmut Kohl, der Kanzler der deut-
schen Einheit, der mit Klugheit, Geschick, Zielstrebigkeit und mit
gebotener Weitsicht und der Unterstützung vieler Gleichgesinnter
die Gunst der Stunde nutzte, die Einheit unseres Landes zu errei-
chen. Der andere ist Michail Sergejewitsch Gorbatschow, dem wie
kaum einem anderen mehr der Dank und die Anerkennung der
Deutschen gebührt. Er war es, der durch seine Glasnost- und Pe-
restroikapolitik den Weg zur Einheit unseres Vaterlandes und der
Europas ebnete, in demdieGrenzen dieVölker nichtmehr trennen.

Für die Senioren-Union der CDUwar es eine große Freude,Michail
Gorbatschow für seine Verdienste um den Frieden die „Goldene
Medaille für Verdienste um Versöhnung und Verständigung unter
den Völkern“ zu überreichen. Es war eine Sternstunde für die er-
folgreiche Vereinigung der Älteren in der Union, die nochKrieg und
Nachkriegszeit erlebt haben und die wissen, was Frieden bedeutet,
als sie dem Friedensnobelpreisträger als Deutsche diese deutsche
Auszeichnung überreichten. „Wir Ältere“, so das Credo des Laure-
aten in seiner Dankesrede, „haben die Pflicht, nicht einfach nichts
mehr zu tun!“ Recht hat er!

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDUDeutschlands
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Sterbehilfe:

In Würde sterben können
Ein Beitrag von Kardinal Reinhard Marx, dem
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz

Das Thema Sterbehilfe geht uns alle an! Die
Debatte, die wir in diesen Wochen und Mo-
naten in der Öffentlichkeit erfahren, fordert
uns heraus – als Gesellschaft, als Kirche, als
Parteien. Vor allem richten wir den Blick auf
die Sorgen und Ängste der Menschen, an ih-
rem Lebensende unnütz und einsam zu sein,
an unerträglichen Schmerzen zu leiden oder
nicht mehr über sich selbst bestimmen zu
können. Wir brauchen keine Anleitung zum
Töten, sondernwir brauchenHilfe zummen-
schenwürdigen Sterben, darauf kommt es an.

Haben schwerstkranke und alte Menschen
ein Recht, von ihrem Leiden erlöst zu wer-
den, indem ihr Leben aktiv beendet wird?
Eine Gruppe von Medizinern hat diese For-
derung an die Politik gestellt, dass Ärzten
unter bestimmten Bedingungen die Beihilfe
zur Selbsttötung erlaubt werden soll. Ande-
re gesellschaftliche Meinungen gehen noch
einen Schritt weiter. Sie verweisen auf den
Wert der individuellen Autonomie und for-
dern das Recht ein, demeigenenLeben auch
selbstbestimmt ein Ende setzen zu dürfen.

Wir Bischöfe sehen jegliche Formen der
Beihilfe zum Suizid – sei es durch Organi-
sationen oder durch Einzelpersonen – als
ethisch nicht vertretbar an. Auchwenn dem
Menschen ein unbestrittenes Recht auf
Selbstbestimmung zukommt, so kann sich
dieses doch nicht auf den Anfang und das
Ende des Lebens als solches erstrecken: Sie

sind der Verfügung des Menschen entzo-
gen. Wir Christen glauben daran, dass Gott
den Menschen als sein Abbild geschaffen
und ihm eine unantastbare Würde verlie-
hen hat. Diese Würde gründet nicht in sei-
ner Leistung oder in demNutzen, den er für
andere hat. Sie folgt daraus, dass Gott ihn
bejaht. Aus Sorge umdenMenschen setzen
wir uns dafür ein, dass das Leben eines je-
den Menschen – gerade auch in der Nähe
des Todes – bis zuletzt geschütztwird.Wür-
den wir die Patientenautonomie auf die
aktive Sterbehilfe und die Beihilfe zur
Selbsttötung ausweiten,würdenwirGefahr
laufen, die fürsorgliche Begleitung und den
Schutz der Würde der Schwächsten in un-
serer Gesellschaft zu vernachlässigen, denn
darauf kommt es an. Das müsste das zen-
trale Thema der Debatte sein.

Ich beobachtemit Sorge, dass inDeutschland
Organisationen aktiv sind, dieMenschen ihre
Unterstützung bei dem Wunsch nach einer
vermeintlich einfachen Möglichkeit der
Selbsttötung anbieten. Es muss verhindert
werden, dass solche Angebote als normale
gesellschaftliche Dienstleistung wahrgenom-
menwerden. Es darf nichtmöglich sein, dass
Organisationen den assistierten Suizid anbie-
ten und womöglich damit Profite machen.
Auch eine Mitwirkung des Arztes am Suizid
darf nicht rechtlich erlaubt werden. Sie wi-
derspricht dem ärztlichen Ethos des Heilens.
Dann kommenwir auf eine schiefe Bahn, die
im Grunde Töten legitimiert.

Aus vielen Gesprächen weiß ich, dass der
Wunsch zu sterben oft aus Angst oder de-
pressiven Phasen resultiert. Einen Men-
schen in einer solchen Situation ernst zu
nehmen kann nicht einfach bedeuten, ge-
nau das zu machen, was er äußert. Wäre es
gesetzlich erlaubt, sich in solchen Lebenssi-
tuationen töten zu lassen, würden der inne-
re und äußereDruck auf alle Schwerkranken

Die Position der
Senioren-Union:
Die Senioren-Union spricht sich gegen
jedwede geschäftsmäßige oder durch
eine Organisation durchgeführte Sterbe-
hilfe aus. In einem Antrag an den 27.
Bundesparteitag der CDU im Dezember
fordert sie, dass bei einer Neuregelung
des Sterbehilfegesetzes eine klare Ab-
grenzung zwischen zulässigen ärztlichen
Handlungsweisen und gewinnorientier-
ter Sterbehilfe vorgenommen wird.



souverän 4 2014 7

Diskussionen um die Sterbehilfe:

Hilfe zum Leben leisten
Sollen Ärzte Beihilfe zum
Selbstmord leisten können?
Die Diskussion über rechtli-
che Regelungen des assistier-
ten Suizids ist in vollem
Gang. Ein Namensbeitrag
von Prof. Dr. Frank Ulrich
Montgomery, Präsident der
Bundesärztekammer.

Es ist gut, dass wir intensiv über eine gesetz-
liche Regelung zumassistierten Suizid debat-
tieren, denn hier prallen unterschiedliche
ethische Einstellungen, religiöse Überzeu-
gungenund individuelle Erfahrungen aufein-
ander. Im Kern dreht sich die Debatte um
drei Fragen: Wollen wir eine organisierte
Sterbehilfe? Wer soll Sterbehilfe leisten dür-
fen? Wo ziehen wir die Grenze zur Tötung
auf Verlangen? Ich denke, in der ersten Frage
besteht große Einigkeit. Wir müssen der ge-
werbsmäßig organisierten Sterbehilfe und
den nur scheinbar altruistischen Sterbehilfe-
vereinen das Handwerk legen. In unserer
Gesellschaft darf kein Platz sein für Todesen-
gel, die Giftcocktails reichen und damit Ge-
schäfte machen wollen.

Schwieriger zu beantworten ist die Frage,
wer Sterbehilfe leisten können soll. Ärzten
ist in Deutschland die Beihilfe zum Suizid

verboten. Zwar können sie nicht strafrecht-
lich belangt werden, sehr wohl aber durch
das Berufsrecht. Diese Unterscheidung gibt
es aus gutem Grund. Das Berufsethos ver-
pflichtet den Arzt, Hilfe zum Leben zu leis-
ten, nicht Hilfe zum Sterben. Leider sind die
guten medizinischen Möglichkeiten zur
Begleitung Sterbender, wie Schmerztherapi-
en, Palliativmedizin oder Hospize, zuwenig
bekannt. Unsere ärztliche Erfahrung sagt:
Sehr viele Schwerkranke, die nur noch den
Tod als Ausweg sehen, entscheiden sich für
das Leben, wenn ein Arzt ihnen diese Alter-
nativen aufzeigt.

Nun schlägt eine Gruppe von Medizinern
und Juristen vor, Ärzte sollten in strenggere-
gelten Ausnahmefällen ein tödliches Mittel
verschreiben dürfen, ohne sich am Suizid
selbst zu beteiligen. Aber dieser Weg führt
in die Irre. Er reduziert den Arzt zumTodes-

cocktailverschreiber, der dem Patienten ge-
rade in der schwersten Stunde seines Le-
bens, imTod, nicht zur Seite stehendarf.Der
ärztlich assistierte Suizid eröffnet nur schein-
bar Freiräume, in Wirklichkeit jedoch engt
er das Leben ein. Auf diejenigen, die unheil-
bar krank, dement oder vereinsamt sind,
wüchse der gesellschaftliche Druck.

Das aber wollen die Menschen nicht. Dieje-
nigen, die alsGesunde,weit entfernt vonder
konkreten Entscheidung zwischen Leben
und Tod, für die ärztliche Sterbehilfe plädie-
ren, glauben, dass Ärzte den Suizid dann für
sie übernähmen. Das aber wäre Tötung auf
Verlangen, und die muss verboten bleiben
– sie wäre der Schritt zur Euthanasie. Die
bessereAlternative zumschnellenTod ist die
Sicherheit einer optimalen Behandlung, ei-
nes würdigen Lebens und natürlichen Ster-
bens. Dafür lohnt es sich zu kämpfen. ■

Der Autor:
Prof. Dr. Frank Ulrich Montgomery,
geb. 1952 in Hamburg, ist Radiologe.
Von 1989 bis 2007 bekleidete er das
Amt des Ersten Vorsitzenden des Bundes-
vorstandes der Ärztegewerkschaft Mar-
burger Bund, deren Ehrenvorsitzender er
seit 2007 ist. Ebenfalls 2007 wurde er
zum Vizepräsidenten der Bundesärzte-
kammer berufen. Am 2. Juni 2011 wurde
er zu deren Präsident gewählt.

und Pflegebedürftigen noch mehr zuneh-
men. Sie fühlten sich dann nicht mehr von
einer selbstverständlichen Solidarität und
Hilfe ihrer Mitmenschen getragen, sondern
empfänden sich wahrscheinlich noch mehr
als Last und unnütz, wenn sie ihren Platz
nicht räumten. Hier von freier Willensent-
scheidung zu sprechen erscheint mehr als
fragwürdig.

Wenn wir also die Humanität schützen und
die Freiheit des Sterbenden wahren wollen,
müssen wir einen Schutzraum eröffnen, in
dem umfassende medizinische Betreuung
und helfende, liebende Annahme stattfin-
den.Wir werden derWürde der Sterbenden
dann gerecht, wenn wir sie fürsorglich und
mitfühlend betreuen. Dazu gehört, Sterben-

de schmerztherapeutisch zu versorgen, ih-
nen bestmögliche Pflege zuteilwerden zu
lassen und den Tod nicht künstlich hinaus-
zuzögern, wenn es keine Chance mehr auf
Heilung gibt. Oft ist es auch wichtig, den
Menschen in der letzten Phase ihres Lebens
seelsorglich beizustehen.

Als Kirche drängenwir deshalb auf eineAus-
weitung der Hospizangebote und eine Ver-
besserung der Palliativmedizin. Es kommt in
diesemZusammenhangdarauf an, denMen-
schen die Erfolge des medizinischen Fort-
schritts in positiver Weise zugänglich zu
machen. Das wird auch etwas kosten. Wir
engagieren uns in diesem Bereich seit lan-
gem vielfältig, denn als Christen sind wir
ganz besonders für die Leidenden da. Wir

wollen durch unsere Einrichtungen und en-
gagierten Mitarbeiter sagen können: Gebt
uns die Sterbenden! Wir lassen sie nicht al-
lein auf ihrem letzten Weg. Deshalb ist die
Kirche selbst Träger zahlreicher ambulanter
und stationärer Einrichtungen für Palliativ-
undHospizversorgung.Unter anderem stellt
der Deutsche Caritasverband ein breites
Angebot für schwerstkranke und sterbende
Menschen und ihre Angehörigen bereit, das
neben den medizinischen Anteilen auch ei-
ne zugewandte Seelsorge umfasst. Außer-
dem leisten viele ehrenamtliche Hospizhel-
ferinnen und Hospizhelfer einen wertvollen
Dienst, indem sie Menschen im Sterben
begleiten. All dieses Engagement macht
deutlich: Es ist in unserem Land möglich, in
Würde zu sterben. ■
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Sibylle van Schnoor weiß, was ältere Men-
schen antreibt. Und genauso gut weiß sie
um die Bedürfnisse junger Familien. Und
um beides unter einen Hut zu bringen, hat
die Karlsruherin das Projekt ‚Alt und Jung
– Hand in Hand‘ ins Leben gerufen. Betag-
te Menschen kümmern sich um kleine
Kinder. So simpel diese Idee klingen mag,
kommt darin doch der Wunsch vieler Seni-

oren zumAusdruck, sich in ihrem Rentner-
dasein nicht auf die faule Haut legen zu
wollen, sondern die gewonnene Freizeit
aktiv zu gestalten. 140 Senioren sind es, die
in der badischen Stadt mittlerweile Kinder
betreuen. Dass das Projekt bei den Eltern
so gut ankommt, zeigt: Die betagten Leute
handeln nicht nur aus Eigennutz. Sie üben
eine Beschäftigung aus, die für die Gesell-
schaft einen bedeutenden Nutzen hat.
Der Erfolg des Projektes von Sibylle van
Schnoor zeigt, dass auch ältere Menschen
mit ihrem Engagement die Gesellschaft
voranbringen. Denn nicht erst seit gestern
zieht sich ein Riss durch Deutschlands Ge-
sellschaft. Beim Thema Senioren nämlich
hadern viele junge Leute mit den Genera-
tionen ihrer Eltern und Großeltern. Der
Vorwurf: Mit ihrer Wirtschaftsleistung fi-
nanzieren die Jüngeren den Lebensstil all
derjenigen, die aus dem Erwerbsleben
ausgeschieden sind und nun ihre Einkünf-
te aus der Rentenkasse statt aus eigener
Arbeit beziehen. Und nicht nur das. Stetig
steigende Pflegekosten drücken auf das
Gehalt der Jüngeren – in Form steigender

Abgaben für die Kranken- und Rentenkas-
sen. Die Rentner dagegen wollen diese
Vorwürfe nicht auf sich sitzen lassen. Nicht
nur, dass die Altersversorgung oftmals vor-
ne und hinten nicht reicht. Sich nach ei-
nem jahrzehntelangen Arbeitsleben ein-
fach zur Ruhe zu begeben ist den meisten
ein Graus. Sie suchen auch im Alter noch
nach einer Aufgabe – dem Beweis, dass die
Behauptung zu kurz gegriffen ist, ältere
Menschen würden bloß auf Kosten der
jüngeren leben. Und in der Tat belegen
viele Beispiele, dass gerade die ältere Ge-
neration junge Menschen auch immens
entlastet.
So hat schon der Freiwilligensurvey, eine
Studie des Bundesfamilienministeriums zu
den Themen Bürgerschaftliches Engage-
ment und Ehrenamt, im Jahr 2009 gezeigt,
dass viele ältereMenschen keineswegs den
Drang verspüren, die Beine hochzulegen.
37 Prozent der Leute zwischen 60 und 69
Jahren gehen demnach noch einer ehren-
amtlichen Betätigung nach, bei den über
70-Jährigen ist es immerhin noch jeder
Vierte, der sich sozial engagiert.

Häufig wird das Bild älterer
Menschen auf die Kosten
reduziert, die sie der
Gesellschaft bescheren. Doch
dieser recht eindimensionale
Blick trügt. Viele Senioren
tragen mit ihrem Engagement
zum gesellschaftlichen
Fortschritt bei – und nehmen
ihr politisches Schicksal
nebenbei gleich selbst mit in
die Hand.

Gesellschaft

Was sind
die Älteren
noch wert?



Die Betätigungsfelder sind dabei vielfältig
und lassen sich keineswegs auf einzelne
Bereiche wie die Kinderbetreuung reduzie-
ren. Immer häufiger engagieren sich Seni-
oren nämlich auch in Pflegeheimen oder
betreuen betagte Menschen im Alltag – le-
sen vor, veranstalten Ausflüge oder Spiele-
nachmittage. Im Sport übernehmen sie die
Funktion von Betreuern – und stehen am
Wochenende auf dem Fußballplatz und
pfeifen die Partien der Nachwuchskicker,
statt sich in den eigenen vier Wänden zu
langweilen. Auch im Konzept der Mehrge-
nerationenhäuser, das einst von der ehema-
ligen Familienministerin Ursula von der
Leyen bundesweit ins Leben gerufen wur-
de, nehmen ältereMenschen eine wichtige
Rolle ein: Jüngere Menschen – im Beson-
deren Kinder und Jugendliche – erfahren
in diesen offenen Treffs lebenspraktische
Unterstützungen von älteren Menschen.
Laut Familienministerium ist jeder Vierte
der freiwillig Engagierten in den Mehrge-
nerationenhäusern jenseits von 65 Jahren.
Das wirft die Frage auf: Welchen Stellen-
wert nehmen Senioren denn nun in einer
Gesellschaft ein, in der sie sich einerseits
engagieren und auch gebraucht werden –
andererseits jedoch immer wieder dem
Vorwurf ausgesetzt sind, als reiner Kosten-
faktor einer Gruppe von jüngeren, werktä-
tigen Menschen zur Last zu fallen?

Pflegekosten als leidiges Thema
So sind beispielsweise die Pflegekosten ein
leidiges Thema, für das ältere Menschen
immer wieder gescholten werden. Der Vor-
wurf der Jungen: die vermeintliche Unge-
rechtigkeit, die darin begründet ist, dass
selbst Kinder dann noch als Erwachsene für
die Pflege ihrer Eltern aufkommenmüssen,
wenn sie einstmals von ihnen verstoßen
wurden. Erst im Februar dieses Jahres hat
der Bundesgerichtshof diese Praxis noch
einmal höchstinstanzlich autorisiert. Was
dabei jedoch häufig übersehen wird: Kin-
der müssen erst dann für die Pflege ihrer
Eltern zahlen, wenn sie selbst gut betucht
sind. Die oft zitierte ‚Düsseldorfer Tabelle‘,
die den Sozialämtern als Grundlage einer
einheitlichen Erhebung von Unterhaltsfor-
derungen dienen soll, sieht für Kinder ei-
nen monatlichen Freibetrag von mehr als
3000 Euro vor – Geld, das ihnen in diesem
Sinn als Schonvermögen zusteht, bevor sie
für die Pflegekosten ihrer Eltern zur Kasse
gebeten werden.
Doch nicht nur die eigenen Kinder können
zur Zahlung verdonnert werden. Im Be-
darfsfall springt der Staat ein – und es ist

am Ende der gemeine Steuerzahler, der
unter der Last ächzt, die ihm das deutsche
Pflegesystem aufbürdet. Laut Statistischem
Bundesamt hat 2012 knapp eine halbeMil-
lion Menschen ‚Hilfen zur Pflege‘ in An-
spruch genommen – Leistungen also, die
für Personen bestimmt sind, die sich ihre
eigene Pflege nicht oder nur teilweise leis-
ten können. Insgesamt waren es 3,2 Milli-
arden Euro an Pflegekosten, die letztend-
lich am Steuerzahler hängen blieben – 4,5
Prozent mehr noch als im Jahr davor.

Tiefe Sorgenfalten
Auch treibt es manchem Arbeitgeber der-
zeit tiefe Sorgenfalten ins Gesicht, wenn er
über das Rentenpaket nachdenkt, das die
Bundesregierung im Januar dieses Jahres
verabschiedet hat. Denn dass viele Beschäf-
tigte nun schon ihr Erwerbsleben im Alter
von 63 Jahren an denNagel hängen dürfen,
lässt Kritiker der Rentenreform schlimmes
befürchten: Wer soll das bezahlen? Wieder
einmal werde der Generationenvertrag ge-
brochen, würden die Rentenkassen geplün-
dert auf Kosten derjenigen, die morgen die
Empfänger der Altersleistung sein werden.
Schätzungen zufolge wird der Rentenver-
sicherungssatz bis 2050 auf ein Viertel des
Arbeitslohns steigen. Gleichzeitig wieder-
um werde das Rentenniveau sinken: In 36
Jahren werden die Senioren gerade mal 42
Prozent ihres vorherigen Arbeitslohns als
Rente ausgezahlt bekommen. Die Schuldi-
gen für diese Entwicklung sind dabei für
die Kritiker des Systems schnell ausge-
macht: Die heutigen Senioren plündernmit
ihrer Gier nach einer frühen Rente die Vor-
sorgekassen. Und nicht nur das: Mit ihrem
verfrühten Ausscheiden leisten sie auch
noch dem allseits drohenden Fachkräfte-
mangel Vorschub. Kein Wunder, dass die
Personalverantwortlichen einen Albtraum
erleben: Einerseits müssen sie die zusätzli-
chen Löcher stopfen, welche die Rente mit
63 in ihre Mitarbeiterschaft reißt. Anderer-
seits steigen die Lohnkosten für die Verblie-
benen unaufhörlich.
Dass solche Zahlen und Entwicklungen
den idealen Nährboden für Parolen liefern,
ist kein Wunder. „Die Rente mit 63 ist eine
Reform auf Kosten der Jungen“, bringt es
Walter Roller, Redakteur in Diensten der
‚Augsburger Allgemeinen‘, aus seiner Sicht
auf den Punkt. „Wenn dieses System wei-
ter funktionieren und es irgendwie gerecht
zugehen soll, dann dürfen die Jungen nicht
überstrapaziert werden. Aber genau das
zeichnet sich nun ab“, so seine Argumen-
tation. Derzeit ist es neben der ‚Rente mit

63‘ auch die sogenannte Mütterrente, wel-
che diejenigen auf den Plan ruft, die das
System der Altersversorgung in Deutsch-
land vor dem Kollaps sehen. Renten von
Müttern und Vätern von Kindern, die vor
1992 geboren wurden, um 28 Euro pro
Monat zu erhöhen sei de facto ein weiteres
Ausbeuten der Beitragszahler. Denn um die
130 Milliarden Euro, welche die Mütter-
rente voraussichtlich bis 2030 kostenwird,
wurde die für dieses Jahr vorgesehene Re-
duzierung des Rentenbeitrags von 18,9 auf
18,3 Prozent erst einmal auf Eis gelegt.
Fast wie ausgleichende Gerechtigkeit mu-
tet es da an, dass jetzt auch Senioren ver-
pflichtet sind, eine Steuererklärung abzu-
geben. Tausende Rentner bekamen im
Frühjahr des vergangenen Jahres Post von
ihren Finanzämtern – mit der Aufforde-
rung, ihre Einkünfte offenzulegen. Grund
war das sogenannte Alterseinkünftegesetz,
das seit 2005 die Besteuerung von Einkom-
men aus den gesetzlichen Altersversiche-
rungen regelt: Bis zum Jahr 2020 soll der
steuerpflichtige Anteil der Rente peu à peu
auf von einstmals 50 auf 100 Prozent an-
gehoben werden. Was zur Folge hat: Die
finanzielle Belastung der älterenMenschen
wird steigen, da jeder Rentnerjahrgang ei-
nen höheren Anteil seiner Rente zu ver-
steuern hat als der vorherige. Das Bundes-
finanzministerium hofft, auf diese Weise
insgesamt 3,3 Millionen Rentner dazu
verpflichten zu können, Steuern auf ihre
Alterseinnahmen zu zahlen.
Die Ohnmacht der Senioren angesichts sol-
cher Belastungen wächst stetig; bleibt also
die Frage, was sie selbst noch tun können.
In vielen Städtenmischen sich die Senioren
inzwischen selbst aktiv in die Politik ein.
Wie im sauerländischen Arnsberg haben
sich mittlerweile vielerorts sogenannte Se-
niorenbeiräte gegründet, die der Lokalpoli-
tik auf die Finger klopfen wollen, wenn es
darum geht, die Interessen der älteren
Menschen zu berücksichtigen. „Unser Ziel
ist es, den Finger in die Wunde zu legen,
damit sich in puncto Seniorenfreundlich-
keit was tut“, erklärt Inge Nüsken, Vorsit-
zende des Seniorenbeirates in Arnsberg.
Meist handele es sich dabei um recht ein-
fache Dinge, jedoch mit großer Wirkung:
Sitzgelegenheiten im öffentlichen Raum,
Lieferservices an Markttagen oder Busbe-
gleiter für betagte Menschen.Was zeigt: Es
müssen nicht immer die ganz großenDinge
sein, mit denen man die Wertschätzung
gegenüber einer ganzen Generation von
älteren Menschen ausdrückt. ■

Oliver Schulz
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Seniorenarbeit:

Unterschätzen Sie
unsere Ruheständler nicht!
Daimler-Benz holt Fachkräfte zurück aus dem Ruhestand,
um ihre Erfahrung weiter zu nutzen. Souverän sprach mit
dem verantwortlichen Projektleiter, Dirk Clemens.

Herr Clemens, warum greifen Sie
verstärkt auf ehemalige Mitarbeiter
zurück, welche Vorteile kann
ein Konzern wie Daimler daraus
schöpfen?
Der Vorteil für Daimler liegt ganz klar in
der Kombination des Erfahrungswissens
unserer Senior Experts mit den neuen Ide-
en der Nachwuchskräfte. Von diesen un-
terschiedlichen Perspektiven und Kennt-
nissen profitiert unsere Innovationskraft.
Hinzu kommt der Aspekt, dass wir mit
unserer Initiative „Space Cowboys –
Daimler Senior Experts“ die Phase des
Wissenstransfers über die Betriebszugehö-
rigkeit hinaus verlängern können. Das
Daimler-Netzwerk und das Daimler-spezi-
fische Wissen der Senior Experts ist nicht
zu unterschätzen: Besonders bei umfang-
reichen Projekten wie einem Fahrzeugan-
lauf ist es Gold wert.

Bei Bosch, dem Pionier der Rentner-
Arbeit, gibt es eine eigene Tochter-
firma für den Einsatz von Senioren.
Wie organisieren Sie das Ganze?
Die Initiative „Space Cowboys – Daimler
Senior Experts“ wird bei Daimler von der
Personalabteilung gesteuert. Wir haben
einen Expertenpool aufgebaut, dort kön-

nen sich Daimler-Mitarbeiter im Ruhe-
stand anmelden und ein Profil erstellen.
Seit Beginn der Initiative im Mai 2013
haben sich rund 460 ehemalige Kollegin-
nen und Kollegen angemeldet. Die Fach-
bereiche teilen der Personalabteilung mit,
wenn sie Bedarf für einen Senior Expert
haben. Sie beschreiben die Fähigkeiten,
die er oder sie für das Projekt mitbringen
sollte. Wenn ein Profil im Experten-Pool
mit den Anforderungen des Fachbereichs
zusammenpasst, entsteht daraus ein
Einsatz.

Wo sind die Grenzen des Senioren-
Einsatzes, beispielsweise bei strapa-
ziösen Auslandsaufenthalten?
Unterschätzen Sie unsere Ruheständler
nicht! Es gibt durchaus Senior Experts, die
gerne Geschäftsreisen übernehmen.
Selbstverständlich entscheiden unsere
Space Cowboys in Absprache mit den
Fachbereichen, was für sie in Frage kommt
und wie viele Tage sie arbeiten möchten.
Die Einsätze sind individuell, von wenigen
Stunden im Monat bis zu Projekten, die
eine Fünf-Tage-Woche erfordern.

Besteht die Gefahr eines möglichen
Konkurrenzdenkens zwischen

Stammbelegschaft und Senior-
Experten, und wie ist dem ggf.
vorzubeugen?
Wir haben bewusst die Regel etabliert,
dass alle Einsätze von Senior Experts auf
eine Dauer von sechsMonaten beschränkt
sind. Damit ist klar: Es geht um den Wis-
senstransfer an die Stammbelegschaft.
Dabei werden gezielt Erfahrungswerte
von den Space Cowboys in bestimmte
temporäre Projekte eingebracht. Diese In-
itiative ist eine Ergänzung zur systemati-
schen Qualifizierung unserer Stammbeleg-
schaft und zur Rekrutierung von Nach-
wuchskräften.

Glauben Sie, dass das Thema Rent-
ner- bzw. Seniorenarbeitarbeit in der
deutschen Wirtschaft noch an Be-
deutung gewinnen wird?
Was Daimler betrifft, so ziehen wir eine
positive Bilanz für die ersten 150 Einsätze
von unseren Senior Experts. Wir werden
die Initiative fortsetzen und bauen weiter-
hin auf die Kombination von Erfahrungs-
wissen und neuen Ideen. Die Potentiale,
die in der Generationenvielfalt liegen,
tragen sicherlich zum Fortschritt in Gesell-
schaft und Wirtschaft bei. ■
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In Deutschland haben mehr
als eine Million Menschen ei-
nen Betreuer, weil sie ihren All-
tag nicht mehr selbst regeln
können. Frau A., eine alte Da-
me, gehört dazu. Sie bekommt
nicht mit, wie um ihre Person
geschachert wird – mit Ver-
dächtigungen, Detektiven,
Gerichtsbeschlüssen und Be-
schwerden dagegen. Seit Jah-
ren geht das so. Dies ist die
wundersame Geschichte der
Frau A. Es ist nicht die einzige
Geschichte in Deutschland.

Frau A. hat an alles gedacht. Sie schreibt
ein Testament, setzt mit ihrem Notar eine
General- und Vorsorgevollmacht auf, dazu
eine Patientenverfügung. Außerdem zieht
sie in eineWohnung, aus der sie ebenerdig
in den Garten gehen kann und die genug
Platz für eine Pflegerin hat. Eine Frau, die

ihr im Haushalt hilft, gibt es auch, und de-
renMann packt an, wenn ein Handwerker
gefordert ist. Nichts soll dem Zufall über-
lassen bleiben. Frau A., kurz nach dem
Ersten Weltkrieg geboren, ist schließlich
eine kluge, gebildete Frau. Bis die Demenz
ihr den Sinn trübte.

Frau A. hat – denken wir uns für seinen
Namen auch eine Abkürzung aus – Herrn
M. zu ihrem Bevollmächtigten bestimmt.
Sie kennen sich seit etlichen Jahren, er
hilft immer, wenn es etwas zu regeln
gibt. Daraus entwickelt sich Vertrautheit
zwischen der alten Dame und dem um
ein paar Jahrzehnte jüngerenMann. Frau
A. bevollmächtigt Herrn M. also, alle
Rechtsgeschäfte und -handlungen an ih-
rer Stelle vorzunehmen, sich um ihre
gesundheitliche Versorgung und gegebe-
nenfalls um eine Unterbringung in einem
Heim zu kümmern. Dies solle auch gel-
ten, falls ein Betreuer benannt würde.
Ohne es ihm mitzuteilen, macht Frau A.
zudem Herrn M. auch noch zu ihrem
Erben. Er soll die Hälfte ihres Nachlasses
bekommen, die andere Hälfte ein Neffe
ihres toten Mannes. Frau A. hat keine
Kinder.

Die Zeit geht ins Land. Frau A. hat nicht nur
ihren Vertrauten M., sondern auch einen
Lebensabschnittsgefährten. Mit ihm unter-
nimmt sie viel. Doch er wird schwer krank.
Er stirbt. Nach seinem Tod geht es mit Frau
A. bergab. Der Geist will nicht mehr so
recht, sie hat zumBeispiel immerwieder das
Gefühl, Geld oder Schmuck seien weg, ge-
stohlen natürlich.

Zweieinhalb Jahre nach ihrer Unter-
schrift geht Frau A. im Frühjahr 2011
wieder zu einem Notar, einem anderen,
dieses Mal um die Vorsorgevollmacht für
Herrn M. zu widerrufen. Werde der Wi-
derruf wirksam, so wird Herrn M. vom
Betreuungsgericht mitgeteilt, mache er
sich, wenn er die Vollmacht weiter ein-
setze, strafbar. Herr M. fällt aus allen
Wolken. Warum das alles? Der Neffe ih-
res Mannes hat sich eingeschaltet. Seine
Tante habe am Telefon über verschwun-
denes Geld geklagt, schreibt er dem Ge-
richt, er sei gleich zu ihr gefahren, habe
beim Suchen das Testament und die Voll-
macht gefunden. Vor einem Notar habe
die Tante den Inhalt der beiden Schrift-
stücke verneint und ein neues Testament
gemacht, in dem er, der Neffe, der Haupt-

Betreuung von Senioren:

Die wundersame
Geschichte der Frau A.
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§
erbe sei. „Im Namen der Tante“ habe der
Anwalt dann Herrn M. den Umgang mit
Frau A. verboten. Herr M. soll eine Un-
terlassungserklärung schicken, andern-
falls droht ihm eine satte Geldstrafe. Über
Herrn M. heißt es in dem Schreiben,
wenn er, der Neffe, seine Tante habe be-
suchen wollen, sei sie nicht da gewesen,

weil Herr M. sie unter einem Vorwand
abgeholt habe. Und: Herr M. sei viel-
leicht in finanziellen Schwierigkeiten.

Der Neffe regt eine Betreuung an: „Meine
Tante ist sehr vergesslich geworden.“ Die
Richterin gibt die Akte an die Staatsanwalt-
schaft weiter, mit der Bitte zu prüfen, ob
strafrechtlich relevantes Verhalten von
Herrn M. vorliege. Etwa einen Monat spä-
ter, Anfang Mai 2011, fordert das Amtsge-
richt ein Kurzgutachten zu dem Gesund-
heitszustand von Frau A. an. Kann sie ih-
ren freien Willen selbst bestimmen? Es
bestellt zudem einen Verfahrenspfleger,
der in dem Verfahren, einen Betreuer an-
zuordnen, ihre Interessen vertreten soll.

Bei ihrer Anhörung Mitte Mai kann sich
Frau A. nicht mehr an viel erinnern. Aber
sie bekommt wieder Besuch von HerrnM.
Er hat sich vier Wochen an das Besuchs-
verbot gehalten, dann gehört, dass Frau A.
sich wundere, wo er bleibe. Da sei er wie-
der hingegangen, schreibt er dem Gericht,
die alte Dame habe das alles nicht gewusst
und wünsche sich, dass sie sich gut ver-
stünden, er und der Neffe. Das bleibt je-
doch ein frommer Wunsch.

Der Fall spitzt sich weiter zu. Der Neffe
berichtet dem Gericht von einem geplan-
ten Gottesdienst-Besuchmit der Tante, der
wegen Herrn M. jedoch nicht zustande
gekommen sei. Der habe die Tante ange-
herrscht, sie solle statt mit dem Neffen mit
ihm in die Kirche fahren. Es sei außerdem
schon wieder etwas verschwunden,
schreibt er weiter. Der Verfahrenspfleger
wirft Herrn M. vor, sich das Vertrauen von
Frau A. erschlichen zu haben und sie um
Geld zu bringen. Herr M. nimmt sich nun
auch einen Anwalt. Er will Einsicht in die
Betreuungsakte. Das nervenärztliche Kurz-
gutachten stellt bei Frau A. eine Demenz-
Erkrankung fest. Sie sei nicht mehr fähig,
ihre Interessen selbst wahrzunehmen. Der
Verfahrenspfleger wird allmählich unge-
duldig, kein Wunder. In der letzten Zeit
häuften sich die Probleme, fast täglich kä-
men meist vom Neffen ein bis drei Anrufe,
sie dauerten zehn bis zwanzig Minuten.
Kurz darauf bestellt das Gericht einen
Rechtsanwalt zum Betreuer.

Der Rechtsanwalt erhält die Vermögenssor-
ge und den Aufgabenkreis für denWiderruf
der Vollmacht. Herr M., der Vertraute von
Frau A., legt dagegen Beschwerde ein, er
versteht sich immer noch als Bevollmäch-

tigter. Mit ihm hat aber noch keiner gespro-
chen, weder das Gericht noch der Verfah-
renspfleger. Das moniert er auch. Schließ-
lich wird er angehört, berichtet von dem
Vertrauensverhältnis zwischen ihm und
Frau A., weist den Vorwurf zurück, er habe
die Frau bestohlen, und bestreitet auch, da-
von zuwissen, dass vom Konto von Frau A.
mehrere zehntausend Euro abgehobenwor-

den sind. Stattdessen spricht er von seinem
Versprechen, für Frau A. sorgen und ihre
Angelegenheiten regeln zu wollen.

Der amtlich bestellte Betreuer geht ansWerk.
Er widerruft die Vorsorgevollmacht, zeigt
Frau A. ein Seniorenheim in der Nähe des
Neffen, das heißt, sie schauen es sich zu viert
an: Frau A., der Neffe, dessen Frau und der
Betreuer. Frau A. findet das Altersheim zwar
schön, aber siewill nicht „nachda oben“.Das
sagt sie mehrere Male. Der Betreuer reser-
viert jedoch die Wohnung. Etwa fünf Mona-
te später kündigt er denMietvertragmit dem
Heim, da hat er wohl eingesehen, dass Frau
A. aus ihrer seit neunzig Jahren gewohnten
Umgebung nicht wegzukriegen ist.

Fortan geht es noch mehr zur Sache, denn
ein neuer Anwalt kommt ins Spiel, ein Spe-
zialist in Betreuungsrecht. Die Hauswirt-
schafterin hat ihn Frau A. empfohlen. Der
neueAnwalt beantragt sofort die Entlassung
des Betreuers. Dass FrauA. nichtwegwolle,
ziehe sich wie ein roter Faden durch die
Akte. Und ihre Depressionen lägen nicht an
den Lichtverhältnissen ihrerWohnung, son-
dern am Tod des Lebensabschnittspartners.
Zudem hält er die Richterin für befangen.
Er könne sich nicht des Eindrucks erweh-
ren, dass sie, der Betreuer und der Verfah-
renspfleger, Frau A. gegen ihren Willen zu
einem Umzug bewegen wollten. Die Rich-
terin weist dies zurück. Aber von einem
Umzug ist nicht mehr die Rede.

Dafür herrscht jetzt vollends Krieg. Ein neu-
es nervenärztliches Gutachten stellt fest,
Frau A. sei eine freundliche, kontaktfähige,
allgemein rüstige Frau, aber schwer de-
ment. Es liege eine eindeutige Suggestibili-
tät vor. Mit anderen Worten: Man kann ihr
etwas vormachen.Mit den entsprechenden
Diensten könne sie aber problemlos in ihrer
Wohnung bleiben, heißt es in dem neuen
Gutachten. Der Betreuer bekommt darauf-
hin vom Gericht die Befugnis, fortan zu
bestimmen, wer zu Frau A. darf und wer
nicht. Herr M. darf nicht. Dem Ehepaar
wird vorgeworfen, mit der Anschaffung ei-
nes Notrufsystems und einer Katze vollen-
dete Tatsachen geschaffen zu haben.

Der Betreuer macht noch mehr, er heuert
Detektive an, die Herrn M. observieren sol-
len. So will er herausfinden, ob er das Haus-
verbot einhält oder nicht. Das kostet stolze
21 000 Euro, bezahlt aus dem Vermögen
von Frau A. Das Gericht beanstandet diese
Entscheidungen und die Kosten nicht, auch

„Dass die Betreuer auf die
Betreuten zu hören haben,
ist noch nicht angekom-
men. Viele verstehen Be-
treuung immer noch als
Entmündigung. Wir wissen
viel zu wenig, was in der
Praxis passiert.”

Peter Winterstein,
Vorsitzender des
Betreuungsgerichtstags

„Angehörige zu bevollmächti-
gen kann problematisch sein.
Denn auch sie handeln mit-
unter eigennützig. Ich kenne
einen Fall, da hat die Mutter
keine festen Hausschuhe
mehr bekommen. Oft hat das
mit Rache zu tun, denn Eltern
sind nicht immer nett. Aber
jetzt bestimmen die Kinder.
Da tun sich Abgründe auf.”

Dietmar Kurze,
Vorsitzender des Vereins „VorsorgeAnwalt”
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nicht die gezahlteMiete fürs Seniorenheim,
das gar nicht in Anspruch genommen wur-
de. Ein Umzug, eine Kontaktsperre für
Menschen, die ihr vertraut sind, Privatde-
tektive, die diese Menschen beobachten,
ein Widerruf ihrer Vollmacht, ein neues
Testament bei einem fremden Notar – ob
das alles im Sinn der alten Dame war?

Einmal weist das Gericht zehn Beschwerden
auf einen Streich zurück. Und es hört Frau A.
wieder in ihrer Wohnung an. Auch weil das
ThemaBefangenheit der Richterin nochnicht
vom Tisch ist. Frau A. hat zwar vergessen,
dass sie die Frau kennt, aber auf die Fragen
des Richters zieht sie ihre Beschwerde dann
doch zurück. Das Gericht entlässt auch nicht
den gerichtlich bestimmten Betreuer, wie es
der Anwalt von Frau A. gefordert hatte. Es
findet vielmehr, dass er zu jedem Zeitpunkt
die richtige Entscheidung getroffen habe.
Auch die Betreuungsbehörde sieht keinen
weiteren Handlungsbedarf, sondern die Inte-
ressen von Frau A. durch den amtlichen Be-
treuer gut gewahrt.Der bittet jedoch von sich
aus, ihn zu entpflichten. Die nach einem Jahr
geleistete Arbeitszeit werde das Fünffache
der für die Pauschalvergütung zugrunde ge-
legten Zeit erreichen. Bei vierhundert Stun-
den komme er auf einen Stundenlohn von
6,90 Euro. Dies gesetzlich verordnete Son-
deropfer könne er nur für ein Jahr tragen.
Herr M. gibt hingegen nicht auf, ihm geht
es längst auch um seine Ehre, zumal er sich
kurz vor dem Betreuerwechsel auch noch
demVorwurf eines sexuellenÜbergriffes auf
Frau A. ausgesetzt sieht. Eine Mitarbeiterin
des Pflegedienstes hat berichtet, dass er sich
zu Frau A. ins Bett gelegt und sie unter der
Decke gestreichelt habe. Die Staatsanwalt-
schaft stellt das Verfahrenwegen erwiesener
Unschuld ein.

Die juristischen Klingen werden weiter ge-
kreuzt, mittlerweile geht es ums Grundsätz-
liche, das Landgericht erkennt dieMandatie-
rung des neuen Anwalts durch Frau A. we-
gen ihresGeisteszustandes nicht an.Der sagt
sich:Da lässt einRichter denAntrag vonFrau
A. auf Befangenheit einer Kollegin zurück-
ziehen, das gilt, aber seineMandatierung gilt
nicht! Der Bundesgerichtshof gibt ihm recht:
Einwesentliches Ziel der Reform des Betreu-
ungsgesetzes sei es, die Rechtsposition des
Betroffenen auch imVerfahren zu stärken. In
einem fairen Verfahren sollte er eigenständi-
ger Beteiligter, nicht „Verfahrensobjekt“ sein.
Es sei ihm häufig nur mit anwaltlicher Ver-
tretung möglich, seine Rechte im Betreu-
ungsverfahren effektiv wahrzunehmen.

Die Entscheidung in einem anderen Verfah-
ren steht dagegen noch aus: Ob neben der
neuen amtlichen Betreuerin auch Herr M.
zumBetreuer ernanntwerden kann. Sie soll
sich weiter um das Finanzielle, die Vermö-
gensfragen kümmern, lautet der Antrag, er
den Part der Gesundheitssorge und Aufent-
haltsbestimmung übernehmen. Dass Herr
M. kämpft, trägt Früchte, aber wie sich
zeigen wird: nicht bei Gericht. Der Verfah-
renspflegerwechselt zunächst die Seiten, ist
nun davon überzeugt, dass das Verhältnis
zwischen Herrn M. und Frau A. gut sei,
empfiehlt, ihn als Betreuer einzusetzen.
Auch die Betreuungsbehörde spricht sich
für ihn aus und rät allen Beteiligten, Frau A.
zur Ruhe kommen zu lassen.

Die neue Betreuerin stürzt sich in ihre Aufga-
be. Nach Zweifeln an der Abrechnung kün-
digt sie dem Pflegedienst und überträgt die
Pflege von Frau A. einem großenWohlfahrts-
verband. Rund umdieUhr ist jemand da. Der
Haushalt wird gemacht. Ausflüge ebenfalls,
aber nicht zu lang. Das geht nicht mehr.

Die Betreuerin kommt zu einem nicht sehr
schmeichelhaften Ergebnis. Es seien fal-
sche Informationen gezielt lanciert, An-
schuldigungen und Verdächtigungen in
verschiedenen Schriftsätzen zur Akte ge-
geben worden. Der Widerruf der General-
vollmacht für Herrn M. sei ohne Prüfung
der Vorwürfe gegen seine Person ergan-
gen, habe sich allein auf die Darlegung
ihres Vorgängers gestützt. Und so geht es
gerade weiter.

Vor ein paar Wochen hat das Gericht ent-
schieden, HerrnM. nicht zum Betreuer zu
machen. Der juristische Streit geht damit
weiter. Stattdessen bekommt die Betreue-
rin einen amtlichen Gegenbetreuer. Herr
M. besucht Frau A. aber auch so. ■

Cornelia von Wrangel
Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 31.5.2014
Alle Rechte vorbehalten: (c) F.A.Z. GmbH,
Frankfurt am Main

So ist das oft in Deutschland – der Pes-
simismus überwiegt. Schon gar, wenn
es um Themen wie Altern oder demo-
grafische Entwicklungen geht. Wissen-
schaftler vom Max-Planck-Institut für
demografische Entwicklung in Rostock
halten jetzt dagegen. Sie prophezeien,
dass die alternde Bevölkerung in
Deutschland produktiver, ökologischer,
reicher und gesünder sein wird als je-
mals zuvor.
Wie kommen die Forscher darauf? Für
eine höhere Produktivität spricht aus
ihrer Sicht, dass immer mehr Bundes-
bürger mit höherem
Bildungsabschluss
altern. Hatten 2008
„nur“ 21 Prozent
der über 50-Jähri-
gen höhere Bil-
dungsabschlüsse, so werden
es im Jahre 2053 gut 34
Prozent sein. Ein Rück-
gang bei den Arbeitskräf-
ten könnte dann in Teilen
durch die höhere Produktivität der
gebildeteren Bundesbürger kom-
pensiert werden, so glauben die

Rostocker. Ökologischer könnte die Zukunft
werden, weil alte Menschen weniger kon-
sumieren und reisen als junge Menschen.
Dieses Verhalten der älteren Generation
wird dann zusammen mit der geringeren
Kopfzahl der Gesellschaft zu einem Rück-
gang der Emissionen führen, so jedenfalls
erwarten es die Autoren der Studie. Sie pro-
gnostizieren zudem, dass die Menschen
reicher werden, weil das Vermögen auf we-
niger Kinder verteilt wird. Die Erben könn-
ten dann mit dem Geld ihre Rente aufbes-
sern oder Kindern bzw. Enkeln unter die
Arme greifen. Optimistisch geben sich die

Max-Planck-Wissenschaftler
auch in Sachen Gesundheit.
Während derzeit die Deut-
schen nur 63 Prozent ihrer
Lebenszeit bei guter Ge-
sundheit verbringen, dürf-

ten es nach Einschätzung der Ros-
tocker Forscher im Jahre 2050
rund 80 Prozent sein. Wer sagt`s
denn? Vielleicht überwiegen ja
doch die Chancen die Risiken,

wenn es ums Altern geht. Letzteres ist
ohnehin die einzige Möglichkeit, länger
zu leben …. Quelle: PlosOne

Demografische Entwicklung:

Mehr Chancen als Risiken?



„D a im l e r,
Bosch undOt-
to holen ihre
Rentner zurück.“

KeineNachrichten-
sendung, keineZeitung

kamen Mitte 2014 an die-
ser Meldung vorbei. Plötzlich

war nicht nur der demografischeWandel in
aller Munde, sondern auch die Tatsache,
dass die Berufserfahrung der sogenannten
silbernen Generation sehr viel wert ist.
„Das hat der Senior-Experten-Service (SES)
schon seit langem erkannt. Seit 1983 gibt
er älteren Menschen die Möglichkeit, ihre
professionellen Kenntnisse weiterzugeben
– ehrenamtlich, weltweit und mit großem
Erfolg“, sagt Dr. Franz Schoser, der Vor-
standsvorsitzende der in Bonn ansässigen
Stiftung. Der ehemalige Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen Industrie- und Handels-
kammertages (DIHK) hat den SES in den
letzten gut 30 Jahren wachsen sehen: vom
kleinen Pilotprojekt zumgrößten deutschen
Entsendedienst für ehrenamtliche Fach- und

Führungskräfte im Ruhestand. „Von Anbe-
ginn standen die Bundesregierung und die
Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft
an unserer Seite. Das hat uns sehr geholfen
und hilft uns noch heute, hätte aber nichts
ausgerichtet, wäre die Idee hinter dem SES
ohne Widerhall verpufft. Das aber ist sie
nicht, im Gegenteil“, so Dr. Schoser.
Heute stellen dem SES fast 12000 Expertin-
nen und Experten aus allen beruflichen
Richtungen ihr Wissen zur Verfügung. Und
sie sind sehr gefragt. Seit seiner Gründung
hat der SESmehr als 30000 Einsätze in 160
Ländern durchgeführt.

Rund um den Globus unterstützt der SES
kleine und mittlere Unternehmen, öffentli-
che Verwaltungen, Kammern und Wirt-
schaftsverbände, soziale und medizinische
Einrichtungen oder auch Institutionen der
Grund- und Berufsbildung. Seine Expertin-
nen und Experten helfen imHandwerk und
in der Produktion bei der Installation, War-
tung und Bedienung von Maschinen, bei
der Fachkräfteausbildung, bei Fragen zu
Marketing und Vertrieb, zu Organisation,
Personalwesen oder Zertifizierung und in
vielen weiteren Bereichen.
Einen besonderen Schwerpunkt setzt der
SES in Deutschland mit der Förderung der
jungenGeneration. Schülerinnen und Schü-
ler profitieren von ehrenamtlichen Projek-
ten zu Handwerk, Technik, Naturwissen-
schaft oder Berufsorientierung, Auszubil-
dende von der Initiative VerA zur Verhinde-
rung von Ausbildungsabbrüchen. Letztere
wird im Rahmen der Initiative Bildungsket-
ten vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) gefördert.

Simbabwe
Femina Garments ist eines der wenigen
Unternehmen, die den Zusammenbruch
der Textilbranche in Simbabwe überlebt
haben. Seit mehr als 50 Jahren produziert
der Betrieb in Bulawayo für den heimi-
schenMarkt, und dies unter Bedingungen,
die sich sehen lassen können: Garantiert
sind den 120 Beschäftigten 30 bezahlte
Urlaubstage, Kündigungs- und Mutter-
schutz, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
und auch Überstundenzuschläge. Daran
soll sich nichts ändern, wohl aber an der
Wettbewerbsfähigkeit.
Wie, das weiß Wera Thurner. „Schneller
und besser zu arbeiten ist kein Hexen-
werk, sondern eine Frage der Organisati-
on. Ist der Arbeitsplatz klug eingerichtet,

entfallen viele Handgriffe, und das spart
Zeit“, sagt die SES-Expertin. Bei Femina
Garments nahm sie jeden einzelnen Ar-
beitsschritt unter die Lupe und hielt die
optimalen Abläufe zur Erinnerung auf Vi-
deo fest: das Bündeln, die Arbeit nach dem
Wasserfallprinzip, und auch, wie man in
Kette näht. Einmal integriert in Arbeitsrou-
tine, erbringen ihre Empfehlungen eine
Zeitersparnis von mehreren Minuten je
Fertigteil.

Ausbildungsinitiative VerA
„Eigentlich brauchtMaik nur Geduld, indi-
viduelle Förderung und einen zuverlässi-
gen Ansprechpartner. Hat er seine Prüfun-
gen erst hinter sich, wird er ein ausgezeich-
neter Hochbaufacharbeiter“, meint Walter
Höfig. „Maik ist wie gemacht für diesen
Beruf, handwerklich sehr begabt und kör-
perlich außerordentlich belastbar. Kein
Wunder, dass er in der praktischen Ausbil-
dung der Zweitbeste seiner Gruppe ist.“
SeitMärz 2013 ist SES-Experte HöfigMaiks
VerA-Begleiter. Kurz darauf fand die Ab-

schlussprüfung der ersten Ausbildungsstufe
statt. Anstandslos bestand Maik die prakti-
sche Prüfung, die schriftliche leider nicht.
Deshalb steht jetzt Lernen auf dem Pro-
gramm: im Rahmen einer ausbildungsbe-
gleitenden Hilfe und zu zweit. „Sicher be-
fassen wir uns mit versäumten Lehrinhal-
ten, aber auchmit anderen, bisweilen sogar
privaten Themen. „Es scheint diese Mi-
schung zu sein, die Maik motiviert: Mitt-
lerweile wird er imUnterricht als sehr aktiv
wahrgenommen“, sagt Walter Höfig. „Ich
höre nicht mehr: Das kannst du doch
nicht“, bestätigt Maik. „Mein neues Leben
ist schöner als das alte!“ ■

Der Senior-Experten-Service (SES):

Weltweit unterwegs

Buschstraße 2 · 53113 Bonn
Tel. 0228 26090-0 · ses@ses-bonn.de
ses-bonn.de · vera.ses-bonn.de

Stoffqualität auf dem Prüfstand:
Wera Thurner bei Femina Garments
in Bulawayo

VerA-Zeit ist nicht nur Lernzeit:
Walter Höfig mit Maik
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+RWHO &URDWLD






/DJH� 'DV ��6WHUQH�+RWHO �/DQGHVND�

WHJRULH� OLHJW VSHNWDNXOlU DXI HLQHU

IHOVLJHQ +DOELQVHO GLUHNW �EHU GHP

DGULDWLVFKHQ 0HHU REHUKDOE GHU PDOH�

ULVFKHQ %XFKW YRQ &DYWDW� 'HU )LVFKHU�

XQG 7RXULVWHQRUW OlGW PLW ]DKOUHLFKHQ

*HVFKlIWHQ XQG 5HVWDXUDQWV ]XP 9HU�

ZHLOHQ HLQ� 'DV +RWHO LVW QXU FD� ��

)DKUPLQXWHQ YRP )OXJKDIHQ YRQ 'X�

EURYQLN HQWIHUQW� 'LH KLVWRULVFKH $OW�

VWDGW YRQ 'XEURYQLN N|QQHQ 6LH YRQ

&DYWDW DXV SHU 7D[LERRW HUUHLFKHQ� (V

EHVWHKW HLQH UHJHOPl�LJH 6FKLIIVYHU�

ELQGXQJ� 'LH )DKUW GDXHUW ² MH QDFK

:HWWHUODJH ² �� ELV �� 0LQXWHQ�

$XVVWDWWXQJ� 'DV /X[XVKRWHO YHUI�JW

�EHU HLQH JUR�]�JLJH 5H]HSWLRQ XQG

PHKUHUH 5HVWDXUDQWV� LP +DXSWJHElX�

GH� DP 3RRO XQG DP KRWHOHLJHQHQ

6WUDQG DQ GHU %XFKW YRQ &DYWDW� XQWHU�

KDOE GHV +RWHOV� =X GHQ (LQULFKWXQJHQ

]lKOHQ DX�HUGHP /REE\�� 3RRO� XQG

6WUDQGEDU� JUR�]�JLJH ,QQHQ� XQG $X�

�HQVFKZLPPElGHU� ]ZHL KRWHOHLJHQH

6WUlQGH �)HOV XQG .LHV�� .RQIHUHQ]]HQW�

UXP� JUR�HU 6SD� XQG :HOOQHVVEHUHLFK

PLW )LWQHVVEHUHLFK XQG $QZHQGXQJHQ

�1XW]XQJ JHJHQ *HE�KU�� ���6WXQGHQ�

=LPPHUVHUYLFH XQG :,),�=XJDQJ LP

/REE\�%HUHLFK�

=LPPHU� $OOH ��� HOHJDQW XQG JUR�]��

JLJ HLQJHULFKWHWHQ =LPPHU XQG 6XLWHQ

YHUI�JHQ �EHU %DG�'XVFKH� :&� +DDU�

I|KQ� %DONRQ� .OLPDDQODJH� 'LUHNWZDKO�

7HOHIRQ� 6DWHOOLWHQIHUQVHKHU� 0LQLEDU

XQG 6DIH� 'LH =LPPHU KDEHQ HQWZHGHU

*DUWHQEOLFN RGHU GLUHNWHQ 0HHUEOLFN

�JHJHQ $XISUHLV EXFKEDU��

9HUSIOHJXQJ� )U�KVW�FN XQG $EHQGHV�

VHQ LQ %XIIHWIRUP�

%HVLFKWLJXQJHQ

0LW TXDOLIL]LHUWHU GHXWVFK�

VSUDFKLJHU 5HLVHOHLWXQJ

([WUD

$XVIOXJ QDFK %RVQLHQ�

+HU]HJRZLQD LQNOXVLYH�

IDNXOWDWLY $XVIOXJ QDFK

0RQWHQHJUR

(QWVSDQQXQJ

0LOGHV .OLPD XQG

VFK|QHV ��6WHUQH�+RWHO

5HLVHOHLVWXQJHQ�

:HJHQ GHU JUR�HQ 1DFKIUDJH XQVHUHU )U�KMDKUVUHLVHQ

QDFK .URDWLHQ PLW GHU 6HQLRUHQ�8QLRQ� ELHWHQ ZLU ,KQHQ

(QGH $SULO ���� HUQHXW GLH *HOHJHQKHLW PLW]XUHLVHQ�

1HEHQ GHU NDUJHQ 6FK|QKHLW GHU .DUVWJHELUJH XQG GHQ

WUDXPKDIWHQ .�VWHQ PLW GHQ YRUJHODJHUWHQ ,QVHOQ VLQG

YRU DOOHP GLH UHLFKHQ NXOWXUHOOHQ 6FKlW]H .URDWLHQV HLQH

5HLVH ZHUW� $OOHQ YRUDQ GLH Å3HUOH 'DOPDWLHQV �́ 'XEURY�

QLN� GHUHQ $OWVWDGW ]XP :HOWNXOWXUHUEH HUNOlUW ZXUGH�

8QG LPPHU ZLHGHU EHJHJQHQ ,KQHQ EHL ,KUHQ JH�

I�KUWHQ %HVLFKWLJXQJHQ DXFK 6SXUHQ DXV GHU M�QJVWHQ

*HVFKLFKWH GHU 5HJLRQ ² VR EHLP %HVXFK LQ &LOLSL XQG

,KUHP $XVIOXJ LQ GHQ 1DFKEDUVWDDW .URDWLHQV� %RVQLHQ�

+HU]HJRZLQD� 'LH OHJHQGlUH W�UNLVFKH %U�FNH LQ 0RV�

WDU ZXUGH ]XP 6LQQELOG I�U GLH $EVXUGLWlW GHV %DONDQ�

.RQIOLNWHV�

'HQ 5DKPHQ I�U HQWVSDQQWH 6WXQGHQ LQ PLOGHP .OLPD

ELHWHW GDV ��6WHUQH�+RWHO� JHOHJHQ DP 0HHU� :HQQ 6LH

GLHVH $QQHKPOLFKNHLWHQ QRFK OlQJHU JHQLH�HQ P|FK�

WHQ� EXFKHQ 6LH HLQIDFK GLH 9HUOlQJHUXQJVZRFKH�

� )O�JH 'HXWVFKODQG � 'XEURYQLN �

'HXWVFKODQG PLW HLQHU UHQRP�

PLHUWHQ )OXJJHVHOOVFKDIW LQ GHU

(FRQRP\�&ODVV �MH QDFK $EIOXJ�

KDIHQ WHLOZHLVH PLW 8PVWLHJ�

� )OXJKDIHQVLFKHUKHLWVJHE�KUHQ�

/XIWYHUNHKUVDEJDEH XQG .HURVLQ�

]XVFKOlJH YRQ ]XU]HLW (85 ���� ELV

(85 ����� � MH QDFK $EIOXJKDIHQ

�6WDQG ������

� 7UDQVIHUV )OXJKDIHQ � +RWHO �

)OXJKDIHQ

� � hEHUQDFKWXQJHQ LP +RWHO &URDWLD

�� 6WHUQH� /DQGHVNDWHJRULH� LP

'RSSHO]LPPHU

� +DOESHQVLRQ �)U�KVW�FN XQG

$EHQGHVVHQ�

� %HVLFKWLJXQJHQ ODXW 3URJUDPP

� (LQWULWWVJHOGHU ]XP 3URJUDPP

� 'HXWVFKVSUDFKLJH 5HLVHEHWUHXXQJ

YRU 2UW

� 8PIDQJUHLFKHV ,QIRUPDWLRQVEXFK

]XU 5HLVH

)O�JH P|JOLFK DE�ELV

%HUOLQ�7HJHO� '�VVHOGRUI�

)UDQNIXUW� +DPEXUJ� +DQQRYHU�

.|OQ�%RQQ� 0�QFKHQ� 6WXWWJDUW

�WHLOZHLVH PLW 8PVWLHJ�

1LFKW LP 3UHLV HQWKDOWHQ�

� =XVlW]OLFKH 0DKO]HLWHQ� *HWUlQNH

XQG SHUV|QOLFKH $XVJDEHQ

� 7ULQNJHOGHU

� =XVlW]OLFKH 5HLVHYHUVLFKHUXQJHQ

� 2EOLJDWRULVFKH &LW\�7D[ YRQ FD� (85 ���

SUR 3HUVRQ �1DFKW �YRU 2UW EH]DKOEDU�

������ ELV

����������
9HUOlQJHUXQJVZRFKH P|JOLFK

5HLVHWHUPLQ�

5HLVHSUHLVH�

%HDFKWHQ 6LH ELWWH� )�U GLH (LQUHLVH EHQ|WLJHQ GHXWVFKH 6WDDWVDQJHK|ULJH QXU LKUHQ J�OWL�

JHQ 3HUVRQDODXVZHLV RGHU 5HLVHSDVV � 'LH 0LQGHVWWHLOQHKPHU]DKO� GLH ELV � :RFKHQ YRU

5HLVHEHJLQQ HUUHLFKW VHLQ PXVV� EHWUlJW �� 3HUVRQHQ � 0LW (UKDOW GHU 5HLVHEHVWlWLJXQJ XQG

GHV 6LFKHUXQJVVFKHLQV LVW HLQH $Q]DKOXQJ YRQ ��� GHV 5HLVHSUHLVHV IlOOLJ� GHU 5HVWEHWUDJ

� :RFKHQ YRU $EUHLVH � 'LH 6HQLRUHQ�8QLRQ XQG 6RXYHUlQ WUHWHQ QXU DOV 9HUPLWWOHU DXI�

(V JHOWHQ GLH 5HLVHEHGLQJXQJHQ GHV YHUDQWZRUWOLFKHQ 9HUDQVWDOWHUV 7HUUDPXQGL *PE+�

(85�����
3UHLV SUR 3HUVRQ LP 'RSSHO]LPPHU


(LQ]HO]LPPHU�=XVFKODJ SUR :RFKH�

(85 �����

$XISUHLV I�U =LPPHU PLW JDUDQWLHUWHP

0HHUEOLFN� (85 ���� SUR 3HUVRQ�:RFKH

9HUOlQJHUXQJVZRFKH LQNOXVLYH +DOE�

SHQVLRQ LP 'RSSHO]LPPHU
�

(85 ����� SUR 3HUVRQ


 EHL =ZHLHUEHOHJXQJ

*UXQGSUHLV PLW )O�JHQ DE�ELV�

%HUOLQ�7HJHO� .|OQ�%RQQ� 6WXWWJDUW

=XVFKODJ I�U )O�JH DE�ELV�

'�VVHOGRUI� +DPEXUJ� +DQQRYHU�

)UDQNIXUW� 0�QFKHQ�

(85 ���� SUR 3HUVRQ

:LU HPSIHKOHQ GHQ $EVFKOXVV HLQHU

5HLVHU�FNWULWWVNRVWHQ�9HUVLFKHUXQJ PLW

6HOEVWEHKDOW ]XP 3UHLV YRQ (85 ����

SUR 3HUVRQ I�U GLH HUVWH :RFKH E]Z�

(85 ���� LQNO� 9HUOlQJHUXQJVZRFKH�

�'LH 9HUVLFKHUXQJ NDQQ QDFK $EVFKOXVV QLFKW

PHKU VWRUQLHUW ZHUGHQ��

'DV EHVRQGHUH 5HLVHHUOHEQLV

I�U 0LWJOLHGHU XQG )UHXQGH�I�U 0LWJOLHGHU XQG )UHXQGH�

:HJHQ GHU JUR�HQ 1DFKIUDJH XQVHUHU )U�KMDKUVUHLVHQ 

1HXDXIODJH

ZHJHQ GHV JUR�HQ

(UIROJHV�
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Das beunruhigt nicht nur die
heutigen Senioren: Die Al-
tersarmut wächst, immer
mehr Rentner brauchen
staatliche Unterstützung.

Alarmierende Entwicklung: Das
Bundesamt für Statistik hat Anfang
November mitgeteilt, dass Ende
2013 rund 499000 Personen ab 65
Jahren Grundsicherung im Alter be-
ziehen (nach dem 4. Kapitel des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch,
SGB XII „Sozialhilfe“). Im Vergleich
zum Vorjahr 2012 sind das ca. 34500
Menschen mehr, die im Rentenalter auf
staatliche Unterstützung angewiesen
sind: ein Anstieg von 7,4 Prozent. Vor
allem westdeutsche Frauen benötigen
laut Bundesamt für Statistik die Unter-
stützung, weil ihre Rentenansprüche
nicht ausreichen. Spitzenreiter unter den
Bundesländern waren Hamburg (68 je
1000 Einwohner), Bremen (59 je 1000
Einwohner) und Berlin (58 je 1000 Ein-
wohner).

Damit ist der Anteil der über 65-Jährigen,
die Unterstützung brauchen, in den ver-
gangenen zehn Jahren im Bundesschnitt
deutlich gestiegen. Waren im Jahr 2003
noch 1,7 Prozent auf Leistungen der
Grundsicherung angewiesen, waren es im
Jahr 2013 schon rund 3 Prozent und

damit so viele wie noch nie. Die Grundsi-
cherung im Alter entspricht etwa der Hö-
he der Hartz-IV-Zahlung, das sind derzeit
391 Euro im Monat plus Miet- und Heiz-
kosten.

Die Entwicklung bedeutet zugleich, dass
die Politik endlich handeln muss. Die
Senioren-Union (SU) hat klare Vorstellun-
gen davon, wie Grundsicherungsempfän-
ger mit Rentenbezug finanziell besserge-
stellt werden müssen. Dazu und zur Ren-
tenpolitik insgesamt hat die SU in den
vergangenen Jahren verschiedene Anträ-
ge und Beschlüsse gefasst, die bislang lei-
der nicht von der Bundespolitik erhört
worden sind.

Die SU fordert u.a., dass der Bundesge-
setzgeber für Rentnerinnen und Rentner
gesetzlich gestaffelte Freibeträge bei der
Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung einführt. Die Staffelung
der Freibeträge sollte wie folgt aussehen:
ein Grundfreibetrag in Höhe von 100 Eu-
ro, ein Freibetrag von 50 Prozent für Ren-
teneinkünfte zwischen 100 und 200 Euro
sowie ein Freibetrag von 25 Prozent für
Renteneinkünfte zwischen 200 und 300
Euro. Bei der jetzigen Regelung wird je-
der Euro Rente auf die Grundsicherung

angerechnet. Dieses ist gegenüber Hartz-
IV-Empfängern, die einen Teil ihres Er-
werbseinkommens nicht angerechnet
bekommen, nicht gerechtfertigt. Denn
Rente ist zeitversetztes Erwerbseinkom-
men.
Darüber hinaus fordert die SU, dass das
Niveau der Rentenhöhe gesetzlich bei 50
Prozent dauerhaft festgelegt wird. Nur so
kann ein zumutbarer Lebensstandard im
Alter gesichert und Altersarmut wirkungs-
voll bekämpft werden. Die Höhe der Ren-
te ist auch eine Frage der Menschenwür-
de und der Anerkennung der Lebensleis-
tung Älterer.

Neben einer gesetzlichen Rentenversiche-
rungspflicht für alle hauptberuflich Selb-
ständigen fordern wir zudem eine nach-
haltige Reform des Rentensystems insge-
samt. Auch wenn die Bundesregierung in
einzelnen Bereichen Verbesserungen er-
zielt hat, wie z.B. durch die Mütterrente,
brauchen wir endlich den großen Wurf.
Denn lediglich an den Symptomen „her-
umzudoktern“ hilft nicht mehr weiter.
Eine umfassende Rentenreform sollte die
Erwerbsphase rentenrechtlich besser absi-
chern, bessere Leistungen in der Renten-
bezugsphase ermöglichen und die Grund-
sicherung sozial gerecht ausbauen. ■
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Im vergangenen Jahr began-
nen der britische „Guardian“
und die amerikanische „Wa-
shington Post“ geheime Do-
kumente zu veröffentlichen,
die sie vom Whistleblower
Edward Snowden bekommen
hatten.

Ausländische Geheimdienste sollen mas-
senhaft unsere Daten abgefangen und aus-
gewertet haben. Besonders richten sich
die Vorwürfe hierbei gegen die amerikani-
sche National Security Agency (NSA).
Selbst das Handy von Bundeskanzlerin
Angela Merkel soll nach den Dokumenten
von Edward Snowden abgehört worden
sein. Um die Vorwürfe aufzuklären, hat
der Deutsche Bundestag im April 2014
mit den Stimmen von allen Fraktionen die
Einrichtung des NSA-Untersuchungsaus-
schusses beschlossen. Der Untersuchungs-
auftrag kann in drei Bereiche eingeteilt
werden. Zum einen soll geklärt werden,
welche Daten und wie viele die Nachrich-
tendienste der sog. „Five-Eyes“-Staaten
(USA, Großbritannien, Kanada, Australien
und Neuseeland) in Deutschland ausspä-
hen. Als Zweites soll geklärt werden, ob
die deutschen Dienste hieran beteiligt sind
und ob sie bei der Zusammenarbeit mit
den ausländischen Diensten rechtmäßig
gehandelt haben. Im dritten Bereich wird
der Untersuchungsausschuss in seinem
Abschlussbericht Empfehlungen zur
„Wahrung des verfassungsrechtlich ge-
währleisteten Schutzes der informationel-
len Selbstbestimmung, der Privatsphäre,
des Fernmeldegeheimnisses und der Inte-
grität und Vertraulichkeit informations-
technischer Systeme“ geben. Aufgrund
der Thematik ist davon auszugehen, dass
die Arbeit des Untersuchungsausschusses
rund zwei Jahre dauern wird.
Die erste Zeit der Arbeit des Ausschusses
war u.a. dadurch geprägt, dass insbeson-
dere die Opposition versuchte, eines ihrer
Kernanliegen durchzusetzen, nämlich den

Whistleblower Edward Snowden nach
Deutschland zu holen. Die Bundesregie-
rung hat jedoch auf Nachfragen des Unter-
suchungsausschusses deutlich gemacht,
dass die bilateralen Beziehungen zu den
USA gegenüber der Erteilung eines Auf-
enthaltstitels an den per Haftbefehl ge-
suchten Snowden Vorrang haben. Sie hat
bei ihrer Abwägung auch das verfassungs-
rechtlich geschützte Recht eines Untersu-
chungsausschusses auf Aufklärung . Der
Ausschuss hat daher versucht, Snowden
auf andere Weise anzuhören. Das hat die-
ser bisher abgelehnt. Nun versuchen
Bündnis90/Die Grünen und Die Linke
mit Hilfe einer Klage vor dem Verfassungs-
gericht, Snowden nach Deutschland zu
holen.
Währenddessen hat der Ausschuss seine
Untersuchungen fortgesetzt und konzen-
triert sich zuerst auf die deutschen Diens-
te. Hierbei werden u.a. Mitarbeiter der
operativen Ebene des BND als Zeugen –
auch in öffentlicher Sitzung – vernom-
men. Deutlich ist dabei bisher eines ge-
worden: Nachrichtendienstliche Tätigkeit
hat es zu allen Zeiten gegeben und wird
es auch in Zukunft geben. Dies nicht nur
von den USA, sondern von allen Staaten,
z.B. auch von China, Russland, Frankreich
oder arabischen Staaten. Der größte Um-
fang des Ausspähens von Daten geht aber
auf das Konto von kriminellen Organisati-
onen. Datendiebstahl, Phishingattacken
und andere Cyberangriffe machen laut
Bundeskriminalamt inzwischen schon ein
Drittel aller Wirtschaftskriminalität aus.
Der jährliche Schaden wird auf 12 Milli-
arden Euro geschätzt, manche sprechen
sogar von 50 Mrd. Euro. Die Dunkelziffer
ist in jedem Fall sicherlich höher, da kein
Unternehmen gern angibt, Opfer von Aus-
spähungen geworden zu sein.
Eines der Ziele wird daher sein, dass wir
gerade in unseren inhabergeführten mit-
telständischen Unternehmenmehr Daten-
sicherheit herstellen. Unsere Stärke steckt
in der Forschung und Entwicklung. Die
deutsche Wirtschaft ist innovativ. Es ist
daher umso wichtiger, dass im digitalen
Zeitalter auf Datensicherheit bei Firmen-

geheimnissen Wert gelegt wird. Ich frage
immer wieder, welches Unternehmen sei-
ne E-Mails, z.B. mit Produktdaten, ver-
schlüsselt versendet – es sind noch er-
schreckend wenige!
Das zweite Ziel ist eine Chance: Während
in den letzten Jahren beinahe alle großen
IT-Unternehmen in die USA abgewandert
sind, haben Deutschland und Europa nun
die Chance, interessanter zu werden.
Durch ein klares Bekenntnis zum Daten-
schutz und verlässliche gesetzliche Rah-
menbedingungen gewinnt der Standort
Deutschland an Interesse. Microsoft über-
legt laut Medienberichten, seine Cloud-
Server in Deutschland aufzustellen, Orac-
le eröffnet zwei Rechenzentren in
Deutschland, und auch für Firmen wie
Infineon ist gerade der gelebte Daten-
schutz in Deutschland ein Standortfaktor.
Die seriösen Ermittlungen im NSA-Unter-
suchungsausschuss unterstützen dies. Auf
europäischer Ebene muss dies durch eine
kluge Gesetzgebung, u.a. durch die Daten-
schutzgrundverordnung, eingerahmt wer-
den. Hierfür steht auch Kommissar Gün-
ther Oettinger, der eine der spannendsten
Aufgaben der neuen EU-Kommission
übernommen hat.
Am Ende wird der NSA-Untersuchungs-
ausschuss daher viele Verbesserungsvor-
schläge zur Arbeitsweise unserer Nach-
richtendienste, zum Datenschutz, aber
auch für mehr Datensicherheit für den
IT-Standort Deutschland machen und da-
mit weit mehr erreichen, als viele anfangs
glaubten. Hierfür muss man uns aber noch
einige Zeit geben. ■
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Wer dieser Tage verfolgt, was sich in der
islamischenWelt an Hass und Hetze gegen
Christen abspielt, kann die Beschwichti-
gungen westlicher Politiker nicht mehr
hören. Da wird noch immer vom „friedli-
chen“ Islam geschwafelt, ungeachtet der
Terrormiliz im Irak und in Syrien, ungeach-
tet der Massaker in afrikanischen Staaten,
ungeachtet auch der Anschläge von Islamis-
ten in der westlichen Welt. Salafisten über-
all, auf allen Kontinenten, verlangen die
strikte Befolgung des Koran, inklusive des
Kopfabhackens, das derzeit die Mörder des
sogenannten IS im Irak praktizieren. „85
Millionenwollen die Anwendung der Scha-
ria“, verkünden die Salafisten. Wohlge-
merkt, die Schlächter des IS verhalten sich
absolut korantreu – und was dies in der
Praxis bedeutet, hat vor einiger Zeit einer
der Terroristen erläutert, nachdem er mit
anderen 60 Katholiken im Irak ermordet
hatte: „Ihr Christen seid alle ,Kafara‘ (Un-
gläubige), wir können nicht gleichzeitigmit
euch existieren!“
So kommt es, dass weltweit rund 100 Mil-
lionen Christen verfolgt, gedemütigt und
– in letzter Konsequenz – auch ermordet
werden. Vor allem in islamischen Ländern:
Je strenger der Koran ausgelegt wird, desto
unbarmherziger ist die systematische Ver-
treibung, der mörderische Terror. Nur eini-
ge Beispiele: In Indonesien wurden in den
vergangenen Jahrenmehr als 1000 Kirchen
in Brand gesteckt; in Ägypten wurden in

den letzten 30 Jahren mehr als 1800 Kop-
ten aus religiösen Gründen ermordet. Im
Herbst 2011 riefen Imame in mehr als 20
oberägyptischen Moscheen zum Sturm ge-
gen Kirchen und zumMord anChristen auf
– die Sicherheitskräfte zogen ab.
Die religiöse Hasspropaganda bleibt freilich
nicht auf Moscheen beschränkt: Über Ton-
band ist sie am Basar, im Taxi und auch in
Privathäusern allgegenwärtig. Die Islam-
wissenschaftlerin Rita Breuer: „Antichrist-
liche Propagandamuss man in denmeisten
muslimisch geprägten Ländern nicht mehr
hinter vorgehaltener Hand äußern, sie ist
salonfähig.“
Daraus folgt laut Breuer: „Gleichberechti-
gung nicht-muslimischer Bürger kann es in
einem explizit islamisch geprägten Staats-
wesen nicht geben.“ Denn wo die Scharia
regiert, haben Nichtmuslime alles Recht
verloren: „Ein islamisch geprägtes Staats-
wesen ohne religiöse Diskriminierung hat
es noch nie gegeben.“
Rita Breuer, die als Entwicklungshelferin
lange in islamischen Ländern tätig gewesen
ist, erklärt den islamischen Christenhass
auch theologisch. Sure 4, Vers 171, sagt
unzweideutig: „Jesus, der Sohn der Maria,
ist der Gesandte Allahs.“ Der Religions-
gründer der Christen kann und darf natür-
lich nicht göttlicher sein als Mohammed,
der ja „nur“ ein Mensch war. Der Glaube
an Jesus Christus stellt damit das gesamte
islamische Religionsgebäude in Frage. Des-
halb werden die „Götzendiener“ – so Sure
9, Vers 17 – „im Feuer ewig verweilen“.
Da ist nichts von jener Barmherzigkeit, die
Mouhanad Khorchide im Islam zu erken-
nen glaubt („Islam ist Barmherzigkeit“,
Herder-Verlag). Und wenn er meint, heuti-
ge Moslems müssten den Koran im histori-
schen Kontext betrachten, dann mag dies
für gebildete Moslems in westlichen Län-
dern durchaus gelten. Dort aber, wo der
Islam als Staatsdoktrin gilt, herrschen ande-
re Grundsätze.
Zum Beispiel in der Türkei, wo es eine Re-
ligionsfreiheit allenfalls theoretisch gibt.
Rita Breuer: „In der nominell laizistischen
Türkei ist eine geradezu hysterische Verfol-

gung christlicher Mission und dessen, was
man dafür hält, zu beobachten.“ 2007wur-
den im osttürkischen Malatya zwei zum
Christentum konvertierte Türken und ein
deutscher Prediger „grausam abgeschlach-
tet“.
Kein Sonderfall, denn im islamischen Scha-
ria-Recht ist Apostasie – der Abfall vom is-
lamischen Glauben – ein todeswürdiges
Verbrechen. In vielen islamischen Ländern
droht Apostaten auch heute noch die To-
desstrafe, anderswo rufen die „barmherzi-
gen“ Vertreter des Glaubens zur Lynchjus-
tiz auf. Während aber in der westlichen
Welt gerade die Kirchen Toleranz predigen
und einige Theologen von einem „Dialog
auf Augenhöhe“ schwafeln, findet in der
islamischenWelt ein Klima der Feindschaft
immer mehr Anhänger. Breuer: „DieWelle
der Re-Islamisierung der islamischen Welt
und der erneuten Politisierung der Religion
gleicht einem schleichenden Gift für das
interreligiöse Klima und wirkt sich erheb-
lich zum Nachteil der Christen aus.“
Im innerislamischen Disput haben sich
nicht die Liberalen durchgesetzt, sondern
die radikalen Islamisten. Keine Frage, dass
dies auch Auswirkungen auf die verschie-
denen Strömungen des Islam in der westli-
chen Welt hat.
Und nicht zu vergessen: Der hierzulande
geführte Scheindialog hilft den bedrohten
Christen in der islamischen Welt nicht, sie
sind auf eine klare Position der westlichen
Kirchen angewiesen. Deshalb erscheint es
als Realitätsverweigerung, wenn Theolo-
gen – so in der Katholischen Kirche inWien
– immerwieder ein positives und idealisier-
tes Bild des Islam zeichnen. Eines Islam,
der sichmit der christlichenWerteordnung
vertrage – des „wahren Islam des Friedens
und der Freiheit, der Gleichberechtigung
aller Menschen, der Toleranz und des Plu-
ralismus“.
Nur, weiß Rita Breuer: „Diesen angeblich
wahren Islam gibt es nicht.“ Im Gegenteil,
die Hetze gegen Christen nimmt zu, auch
bei uns. „Auch wenn die aktiv militanten
Muslime eine Minderheit sind, ist die pas-
sive Akzeptanz der Gewalt sehr hoch.“ ■

Der Autor:
Peter Kleinert
war u.a. Südosteuropa-Korrespondent
der ARD in Wien. Er lebt heute als
Autor in der Nähe von Wien.

Warum die Christenverfolgung
in der islamischen Welt
zunimmt: Wo die Scharia
regiert, haben Nichtmuslime
alles Recht verloren.

Meinung:

„Wir Moslems
können nicht gleichzeitig
mit euch existieren“





souverän 4 201422

Die „DDR“-Geschichte wird von
der inzwischen nachgewach-
senen Generation sehr unter-
schiedlich wahrgenommen.
Eine Studie von Kathrin Klaus-
meier und Norbert Hanisch.

Wenn sich 2014 der Fall derMauer und der
damit beginnende Zerfall der „DDR“ zum
25. Mal jähren, dann entsprechen diese 25
Jahre nahezu einer ganzen Generation, die
den selbsternannten Arbeiter- und Bauern-
staat selbst nicht mehr miterlebt hat. Ihnen
begegnet die „DDR“ im Geschichtsunter-
richt, in Filmen oderGedenkstätten, und vor
allem in den neuen Bundesländern spielen
familiäreÜberlieferungen eine äußerstwich-
tige Rolle. In der öffentlichen Debatte wird
Schülerinnen und Schülern der Neuen Län-
der oft vorgeworfen, dass sie zu wenig über
die „DDR“ wüssten und im Zug dessen de-
ren diktatorisch-repressive Strukturen zu-
gunsten einer Idealisierung sozialer Aspekte
wie der scheinbaren Vollbeschäftigung oder
der Kinderbetreuung ausblenden. Verant-
wortlich für derlei Sichtweisen sind sowohl
die Schulen, die „DDR“-Geschichte nicht
angemessen kritisch vermitteln, als auch das
familiäre Umfeld, in dem sie zu positiv dar-
gestellt wird.

Welche Vorstellungen diese Jugendlichen
von der „DDR“ haben, untersuchen die Ge-
schichtsdidaktikerin Kathrin Klausmeier
und der Politologe Norbert Hanisch im Rah-
men ihrer Promotionsprojekte am Beispiel
thüringischer sowie sächsischer Schülerin-

nen und Schüler – und kommen zu dem
Schluss, dass die Lage komplexer ist, als es
die öffentliche Debatte suggeriert.

Geschichtsunterricht und familiäre Überlie-
ferungen stellen für die Lernenden auf der
einen Seite die beidenwichtigsten Prägefak-
toren ihres eigenen „DDR“-Bildes dar, ande-
rerseits begegnen sie hier in der Regel sehr
konträr wahrgenommenen Darstellungen
von „DDR“-Geschichte. So kannHanisch in
seinerUntersuchungnachzeichnen, dass die
jungenMenschen den Schulunterricht nicht
selten als eine verallgemeinernde Aneinan-
derreihung ‚harter’ politikgeschichtlicher
Fakten über die „DDR“ als Diktatur und
Stasi-Staat empfinden, während familiäre
Überlieferungen ganz überwiegendAspekte
aus dem Alltag thematisieren, der trotz etli-
cher Widrigkeiten positiv bewältigt werden
konnte. Nun ist diese Diskrepanz zwischen
dem kulturellen Gedächtnis und der priva-
ten Erinnerung mitnichten neu. Entschei-
dend ist vielmehr, dass sich die Lernenden
– je nach besuchter Klassenstufe und Schul-
form – diese Unterschiede nicht bzw. kaum
plausibel erklären können. Hanisch, der in
Sachsen bislang 16Gruppendiskussionen an
Mittelschulen und Gymnasien durchführte,
kann unter anderem herausarbeiten, dass
die jungenMenschen an die geschichtlichen
Darstellungen sehr oft die Erwartung heran-
tragen, historischeWirklichkeit abzubilden.
Doch führt ein solches Herangehen dann
schnell in eine Zwickmühle,wenndieselben
Ereignisse unterschiedlich dargestellt wer-
den – und dies ist in familiären und schuli-
schen Darstellungen häufig der Fall. Dass
sich viele Befragte in einer solchen Situation

zu einer Entscheidung zwischen diesen
Deutungen genötigt sehen und sich gleich-
sam intuitiv die überwiegend wohlwollen-
den Sichtweisen ihrer (Groß-)Eltern zu ei-
gen machen, ist mit dem Begriff der ‚Ver-
harmlosung’ nicht adäquat erfasst! Dieser
Terminus reflektiert in keiner Weise die
Schwierigkeiten, mit denen sich die Lernen-
den hierbei konfrontiert sehen: dass sie nicht
bzw. kaum dazu in der Lage sind, alltags-
weltliche Überlieferungen kritisch in den
Kontext der politischen Strukturen der
„DDR“ einzubetten.
Auch die schlagzeilenaffine Empörung, jun-
ge Ostdeutsche würden die „DDR“ zu sel-
ten als Diktatur einstufen und sie deshalb
verharmlosen, greift in dieser Form zu kurz.
Klausmeier, die für ihre Arbeit rund 750
thüringischen Gymnasiasten der Klasse elf
einen Fragebogen vorlegte, konnte zeigen,
dass die Befragten im Allgemeinen sehr
wohl um die repressiven und diktatorischen
Dimensionen der „DDR“ wissen. Dass aber
etwa ein Viertel der Befragten die „DDR“
nicht als Diktatur bezeichnet, hängt auch
damit zusammen, dass der Begriff der Dik-
tatur für die Jugendlichen sehr eng mit dem
Nationalsozialismus verknüpft ist. Sie haben
einen Prototyp „Diktatur“ im Kopf, der vor
allemdurchAdolf Hitler und die Verbrechen
des Nationalsozialismus geprägt ist. Dieser
Prototyp wird dann als Maßstab für die Be-
wertung anderer Systeme herangezogen.
Eine Klassifizierung der „DDR“ als Diktatur
wird von den Jugendlichen oft als Gleichset-
zung mit dem Nationalsozialismus empfun-
den, weshalb die Befragten davon Abstand
nehmen. Das Problem liegt also eher beim
Gleichsetzen der Systeme.
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Einweiterer wesentlicher Befund der Studie
betrifft die Bedeutung der Familienerinne-
rungen für die historischenVorstellungen der
Jugendlichen. Klausmeier konnte statistisch
signifikante Unterschiede zwischen Jugend-
lichen aus Familien mit positiv-affirmativen
undnegativ-kritischen „DDR“-Erinnerungen
feststellen. DieWirkmacht der Eltern auf die
Vorstellungen ihrer Kinder sei deutlich. Die
Wissenschaftlerin erklärt diesen Befund zum
einen durch die Emotionalität und Loyalitäts-
beziehungen, die zwischen Familienmitglie-
dern in der Regel herrschen. Eltern haben
gegenüber dem Geschichtsunterricht natur-
gemäß einen Vertrauensvorschuss. Man
müsse aber weiter bedenken, dass die Eltern
andere Geschichten erzählen, als sie im Ge-
schichtsunterricht vorkommen. Emotionale
Erzählungen aus der Lebenswelt enger An-
gehöriger beeindrucken Jugendliche mehr
als Inhalte des Geschichtsunterrichts, die oft
auf politikgeschichtliche Inhalte abzielen.

Klausmeier und Hanisch erklären, dass sich
keiner der Befragten die „DDR“ zurückwün-
sche. Die Jugendlichen wollen auf ihre frei-
heitlichen Rechte nicht verzichten. Zudem
warnen sie nachdrücklich vor der Annahme,
ein schlichtes Mehr an Faktenwissen führe
unweigerlich zu einem kritischeren bzw.
negativeren „DDR“-Bild. Das reine Wieder-
geben von historischen Daten und Fakten
schafft noch keinen kompetenten Umgang
mit Geschichte. Gerade in Bezug auf die
„DDR“-Geschichte müsse man Jugendliche
vielmehr dazu befähigen, die Deutungen,
die ihnen in ihrer Alltagswelt begegnen, zu
hinterfragen und ein eigenes, plausibles und
historisch begründbares Urteil zu fällen.
Man muss bedenken, dass die Menschen in
der „DDR“ ganz unterschiedliche Erfahrun-
gen gemacht haben und damit verschiedene
„Geschichten“ über die „DDR“ existieren.
Die Historikerin Mary Fulbrook hat aus ge-
schichtswissenschaftlicher Perspektive das

Phänomen untersucht, dass viele ehemalige
„DDR“-Bürgerinnen und Bürger behaupten,
sie hätten in der „DDR“ „ein ganz normales
Leben geführt“. Sie betont die Komplexität
der „DDR“-Geschichte, die weder nur tota-
litaristisch noch durch ostalgische Weich-
zeichnungen zu erklären sei. Dadurch, dass
viele Bürgerinnen und Bürger sich den Spiel-
regeln des SED-Regimes angepasst haben,
haben sie die repressiven und diktatorischen
Seiten der „DDR“ nicht wahrgenommen.
Hier ist es wichtig, dass Jugendliche die
„DDR“-Geschichte als Konstrukt begreifen,
in dem unterschiedliche, zum Teil wider-
sprüchliche Erzählungen und Deutungen
möglich sind. Der Geschichtsunterricht ist
der Ort, an dem auf einer Metaebene über
verschiedene Deutungen der „DDR“-Ge-
schichte gesprochen werden sollte, sie mit-
einander verglichen, hinterfragt und letzt-
lich im historischen Kontext bewertet
werden. ■
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Die große Politik bestimmte
die Schlagzeilen. Doch wie
ging es den einfachen Men-
schen im Strudel der Zeiten-
wende? Ein ganz persönlicher
Erfahrungsbericht von 1989
bis heute ….

G u t e n
Tag! Mein Name
ist Michael Sablonsky. Sehen
Sie mir bitte nach, dass ich die Redaktion
gebeten habe, meinen Namen leicht zu
verändern. Ich würde sonst nicht berich-
ten können, wie mir der Schnabel ge-
wachsen ist. Also dann: Ich wurde 1959
in einem Staat geboren, den es heute nicht
mehr gibt. Meinen Schulabschluss mit
Abitur machte ich 1978, meinen Grund-
wehrdienst in der Nationalen Volksarmee
leistete ich bis 1980 ab. Dann begann ich
ein Studium der Gießereitechnik an der
Bergakademie Freiberg, wechselte aber
schon bald in den Fachbereich Geologie.
Letzterer entließ mich 1985 als Diplom-
Geologieingenieur.
So weit die Vorrede, ab dann nämlich wur-
den die Zeiten spannender. Mit der 1985
aufgenommenen Tätigkeit in einem Un-

ternehmen mit dem Schwerpunkt der
Braunkohleerkundung und Lagerstätten-
berechnung – Alternativen gab es für
Nicht-SED-Mitglieder kaum – beteiligte
ich mich indirekt an der weiteren Zerstö-
rung der Umwelt und des Landschaftsge-

füges in weiten Teilen meiner Hei-
mat. Aber ich bekam den

Dreck auch selbst
ab, wohnte

i c h

doch
mit meiner Fa-

milie im Braunkohlenrevier
im Umfeld von Leipzig.
Täglich hatten wir vor Augen, wie der So-
zialismus und die Planwirtschaft sprich-
wörtlich abgewirtschaftet hatten. Als die
Montagsdemonstrationen in Leipzig began-
nen, gab es daher für mich kein Halten
mehr. Ichwar dabei. Und aus heutiger Sicht
kann man kaum noch nachempfinden, wie
groß der Jubel und die Freude über den
Sturz des alten Regimes damals waren.
DieMauer fiel, dieWiedervereinigung kam,
aber in die Freude mischten sich zuneh-
mend auch Bedenken gegen die kopf- und
kritiklose Übernahme des gesamten Gesell-
schaftssystems der Bundesrepublik. Schließ-
lich bekamen wir schon 1990 auch die
ersten negativen Folgen zu spüren. In mei-

nemBetriebwurden die Abteilungen für die
Braunkohleerkundung geschlossen, Arbeits-
losigkeit drohte.Da damals alleWelt von der
gigantischen Wiederaufbau- und Sanie-
rungsleistung sprach, die in den neuen Län-
dern zu leisten wäre, schien es mir perspek-
tivisch richtig, mich in Richtung Bauwesen
zu orientieren. Hier sollte es doch möglich
sein, eine neue Existenz aufzubauen. Denn
eines war mir klar: Durch Abwarten würde
im neuen System kein „Blumentopf“ zu ge-
winnen sein. Garantien gab es keine mehr,
schon gar nicht auf einen Arbeitsplatz …

Durch verwandtschaftliche Verbin-
dungen, kurz Vitamin B,

gelangen die Kon-
taktaufnah-
me zu ei-

nem Unter-
nehmen des Bau-

nebengewerbes und schließlich die Über-
nahme des Vertriebs seiner Produkte. Wie
viele unerfahrene Ostler zahlte ich hier
Lehrgeld: ausbleibende Provisionszahlun-
gen, Nichteinhaltung von Absprachen,
dazu erste Konfrontationen mit dem stets
gierigen Fiskus und der Bürokratie von
Krankenkassen, Versicherungen usw.
Nach anderthalb Jahren war dieses Kapitel
beendet, der Trennungsgrund mit gravie-
renden Unstimmigkeiten noch vornehm
umschrieben. Gleichwohl hielt es mich in
der Baubranche, denn ein ehemaliger Kun-
de bot die Gelegenheit zum Einstieg in ein
Bauunternehmen. Als Partner. Damit
machte ich erstmals Bekanntschaft mit
dem Gefühl, selbständig zu sein.

Wiedervereinigung und Aufbau Ost im Empfinden der Menschen:

Von Braunkohle, Bauwirtschaft
und Blumentöpfen
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Was folgte, waren harte Arbeit und lange
Arbeitszeiten. Aber es lohnte sich. In den
ersten Jahren brachte die gute Baukon-
junktur für gute Arbeit auch gutes Geld.
Und damit die Möglichkeit der Teilhabe
an den materiellen Segnungen des Kapi-
talismus: Konsum, Reisen, Kultur; die
angenehmen Seiten des Lebens ließen
mich zweifelsohne zu einem Gewinner
der Wende werden. In dieser Zeit wagten
wir sogar den Schritt zum eigenen Heim,
bauten im Süden von Leipzig unseren pri-
vaten Traum. Das wäre unter den alten
Verhältnissen undenkbar gewesen.
Und doch holten uns die Wechselfälle des
Lebens schon bald wieder ein. Mit der
Abkühlung der Baukonjunktur zur Mitte
der 1990er Jahre kam auch das Bauge-
schäft ins Trudeln. Aufträge blieben aus,
die Zahlungsmoral verschlechterte sich
rapide, Insolvenzen von Auftraggebern
kamen hinzu – auch Baulöwe Schneider
hinterließ bei uns seine Spuren.
Um eine Insolvenz zu umgehen, wurde
das Bauunternehmen radikal abgespeckt.
Im Zug dieser „Restrukturierung“ konnte
ich mich – ohne meine Einlagen zurück-
zuerhalten – aber ohne größeren finanzi-
ellen Schaden aus dem Betrieb zurückzie-
hen. Doch stand ich erneut vor der Frage:
Wie geht's weiter? Durch intensive Bemü-
hungen konnte ich wieder im alten Beruf
Fuß fassen und bekam eine Anstellung in
einem Naturstein verarbeitenden Betrieb
inklusive Tagebauleitung in der Nähe von
Naumburg in Sachsen-Anhalt. Dort bot
sich kurzfristig die Chance zu einem
nochmaligen Wechsel zu einem großen
Zulieferer der Baustoffindustrie. Hier
übernahm ich die Geschäftsleitung über
mehrere Tagebaubetriebe in Sachsen und
Sachsen-Anhalt.
Ein sehr interessanter Job, dochwurde ich
in dieser Zeit zum Wochenendpendler
nahezu ohne Privatleben und bekam

kaum noch mit, wie meine Heimatregion
Leipzig die Metamorphose von einer ver-
kommenen Möchtegern-Weltstadt zu ei-
ner attraktiven und modernen Metropole
einleitete. Auch die Sanierung der alten
Tagebaue ging merklich voran, ausMond-
landschaften wurden attraktive Freizeit-
areale mit riesigen Seen, die neue Messe
Leipzig entstand, der Hauptbahnhof wur-
de saniert, der Flughafenausbau begon-
nen, ebenso die Innenstadtsanierung. Für
mich sichtbare Zeichen des Aufschwungs,
der auch andere Regionen Ostdeutsch-
lands erfasste. Der Aufbau Ost wurde au-
genfällig in Form neuer Infrastruktur wie
Straßen, Autobahnen und Gewerbean-
siedlungen.
Natürlich fielen auch wir Sablonskys auf
die Börseneuphorie herein und mussten
entsprechend finanzielle Federn lassen.
Dennoch war diese Zeit eine tolle, hoff-
nungsvolle Zeit, die ich als Lebenserfah-
rung nicht missen möchte.
Dann die Jahrtausendwende. Und wieder
steckten wir im Auf und Ab des Lebens
mittendrin. Die Rezession am Bau und in
der Baustoffindustrie führte zur Schlie-
ßung verschiedener Tagebaue in meinem
Verantwortungsbereich. Damit wurde ich
überflüssig und zu teuer. Und es kam
noch bitterer: Nach einer kurzen freibe-
ruflichen Beratertätigkeit für einen Gesell-
schafter meines ehemaligen Verantwor-
tungsbereichs folgte der Absturz in die
Arbeitslosigkeit. Wieder neu orientieren?
Wieder neu anfangen? Rund 120 Bewer-
bungen verhalfen mir zu keiner neuen
Stelle. Existenzängste und Depressionen
waren die Folge. In blindem Aktionismus
gründete ich ein Internet-Reisebüro. Ein
Flop, den ich aus heutiger Sicht nur als
Kurzschlussreaktion bezeichnen kann.
Also wieder arbeitslos. Dann der Ent-
schluss zur vollkommenen beruflichen
Neuorientierung mit entsprechender Ba-

sis. Meine Bemühungen um eine Weiter-
bildungsmaßnahme fruchteten, und so
beendete ich im Frühjahr 2003 eine Maß-
nahme als IHK-geprüfter Fachkaufmann
für Vertrieb. Richtig gemacht, signalisierte
der Arbeitsmarkt, denn es erfolgte ein
nahtloser Übergang in ein Angestellten-
verhältnis im Dienstleistungsgewerbe.
Konkreter Job: Vertriebsleitung. Dort fin-
det man mich gottlob noch heute, auch
wenn mein Dienstherr zwischenzeitlich
aufgekauft wurde und längst unter einem
anderen Namen fungiert.
In der Zwischenzeit entwickelte sich die
Region zum Teil rasant weiter, die Per-
spektiven für Leipzig und sein Umland
sind gut. Porsche und BMW siedelten sich
an, das europäische Luftdrehkreuz von
DHL entstand. Parallel wurde und wird
die Infrastruktur auch in den Naherho-
lungsgebieten kräftig ausgebaut. Die da-
durch gesteigerte touristische Attraktivi-
tät versuchten wir zu nutzen, indem wir
eine kleine Ferienwohnung im Haus ein-
richteten, die nicht nur zu Messezeiten
Belegung findet. Ein kleines Zubrot, das
aber helfen könnte, wenn es wieder mal
eng wird ...
Alles in allem eine sehr wechselhafte Ge-
schichte, die da seit 1989 über mich und
meine Familie hereinbrach. Aber: Trotz
aller Schwierigkeiten geht mein Blick kei-
nesfalls zurück im Zorn, imGegenteil: Mit
Fleiß und Flexibilität haben wir uns
durchgekämpft. „Wendezeiten“ sind nun
mal auch chaotische Zeiten. Uns geht es
heute gut, und das dem so ist, verdanken
wir sicher auch dem Umstand, dass in all
den Jahren die Familie immer zusammen-
hielt. Mein Sohn hat zwischenzeitlich
Abitur gemacht und im Bereich der Flug-
sicherung sein berufliches Auskommen
gefunden. Möge sein Weg geradliniger
sein als der meine ….

■

Erst fiel die Mauer, dann standen die
großen Braunkohlenlager südlich
von Leipzig still. Die ehemaligen
Tagebaue sind heute rekultiviert
und beliebte Ausflugsziele.
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Fünf Fragen an Rainer Eppelmann:

Eine große
demokratische
Leistung …
Zu den handelnden Personen rund um den Mauerfall vor
25 Jahren gehörte auch der evangelische Pfarrer Rainer
Eppelmann (CDU), damals Minister für Abrüstung und
Verteidigung in der letzten „DDR“-Regierung unter Lothar
de Maiziere, heute Vorstandsvorsitzender der Bundesstiftung
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur.

Herr Eppelmann – 25 Jahre nach den
bewegenden Ereignissen des No-
vember 1989 – welche Bilanz ziehen
Sie persönlich? Haben sich Ihre Er-
wartungen an die Wiedervereinigung
erfüllt?
Selbstverständlich sind nicht alle Wünsche
in Erfüllung gegangen, weder vonmir noch
von anderen. Schließlich ist der Blickwin-
kel, den man dazu einnimmt, von den per-
sönlichen Begleitumständen abhängig. Für
viele stand und steht etwa die Frage nach
Arbeit, verlässlicher Arbeit, imMittelpunkt.
Und diese ist bekanntlich für viele nicht
rundum positiv beantwortet worden. Da-
mals kursierte in vielen Köpfen die Vorstel-
lung: „So leben wie bei Kohl, so arbeiten
wie bei Honecker“ – doch derart paradiesi-
sche Zustände gibt es in einer Leistungsge-
sellschaft nun einmal nicht.
Unter dem Strich hat Deutschland im Rah-
men der Wiedervereinigung eine herausra-
gende Leistung erbracht, das bescheinigen
uns auch alle internationalen Partner. Die
immer wieder zitierten „blühenden Land-
schaften“ mögen etwas länger gedauert ha-
ben als zunächst erhofft, doch musste diese
gigantische Aufgabe ja auch erst einmal ge-
stemmtwerden.Marode Städtewurden vor
dem Zerfall gerettet, die Infrastruktur kom-
plett erneuert. Uns ehemaligen „DDR“-
Bürgern, die wir jahrzehntelang eingesperrt
waren, steht heute die ganze Welt offen,
keiner schreibt uns vor,waswir lesen dürfen
oder was wir zu tun oder zu lassen haben,
um nur einige Beispiele zu nennen. Wenn
das keine positive Bilanz ist …

Damals fiel in Ihr Ressort als Minis-
ter die Überführung der Nationalen

Volksarmee in die Bundeswehr. Ge-
lang diese diffizile Aufgabe so glatt
und geräuschlos, wie es nach außen
hin den Anschein hatte?
Anfangs waren die Ängste der Soldaten
groß, doch nach einer ersten Komman-
deurstagung, die deutlich machte, dass
der Pfarrer Eppelmann die Ängste und
Sorgen auch der Menschen in Uniform
ernst nimmt, war das Eis gebrochen. Im
Endeffekt wurden gut 11000 NVA-Sol-
daten in die Bundeswehr übernommen.
Die Leitlinie war dabei allerdings eindeu-
tig gezogen: Wer für die Stasi gearbeitet
hatte, sollte in der Armee der Einheit
keinen Platz finden. Ich glaube, das ist
auch gut gelungen. Insgesamt war es eine
große demokratische Leistung, zwei sich
zuvor konträr gegenüberstehende Ar-
meen in wenigen Monaten zusammenzu-
führen. Die Bemerkung sei erlaubt, dass
man im umgekehrten Fall mit der Bun-
deswehr wohl ganz anders umgesprun-
gen wäre.

Viele Menschen fragen sich: Was
gibt es eigentlich noch aufzuarbei-
ten, das ist doch alles Geschichte.
Wozu also die Stiftung?
Es gibt heute im wiedervereinigten
Deutschland eine Menge Menschen, de-
nen aufgrund ihrer Biografien nicht aus-
reichend bewusst ist, dass die Frage, ob
Demokratie oder Diktatur, eine Schick-
salsfrage für uns alle ist. Deshalb liegt der
Schwerpunkt der Stiftungsarbeit auch auf
stetiger Erinnerung. Jeden Tag haben wir
mehr Bürger ohne Diktaturerfahrung.
Das ist gut so, aber wir müssen auch da-
für sorgen, dass es so bleibt. Die Stiftung

versucht über Zeitzeugen, Seminare, spe-
zielle Veranstaltungen und Publikationen
die Erinnerung an den Unrechtsstaat
„DDR“ wachzuhalten. Wir unterstützen
jegliche Initiativen, die sich ein ähnliches
Ziel gesetzt haben. Und wenn Sie fragen,
was es noch aufzuarbeiten gibt, so kann
ich nur sagen, eine ganze Menge. So ist
immer noch eine Fülle von Fragen offen,
was das Ministerium für Staatssicherheit
zu verantworten hatte. Noch nicht aus-
reichend fokussiert wurde auch die Rolle
des Zentralen Politbüros der „DDR“.

Mit Fragen wie dem verschwunde-
nen SED-Vermögen oder der Wirt-
schaftshistorie der „DDR“ beschäf-
tigt sich die Stiftung nicht?
Nein, unser Auftrag ist die Erinnerung.
Wir unterhalten ein Netzwerk mit der
Wissenschaft und sind Partner von Ge-
denkstätten, Museen, Geschichtsverei-
nen, unabhängigen Archiven, der Ver-
bände der Opfer der SED-Diktatur, aber
auch von Trägern der schulischen und
außerschulischen Bildungsarbeit, deren
Projekte wir – soweit möglich – finanziell
unterstützen. Seit 1998 haben wir so
über 2300 Projekte der historisch-politi-
schen Bildungsarbeit unterstützt.

Was sagen Sie denjenigen, die SED-
Regime und „DDR“-Vergangenheit
inzwischen verharmlosen bzw.
verklären?
Sie sind entweder blind oder haben ein
ganz schlechtes Gedächtnis, oder es ist
ihnen einfach nicht zu helfen.

Herzlichen Dank für das Gespräch. ■
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Die Deutsche Post kümmert sich jetzt
um hilfsbedürftige Menschen. In zwei
Städten, nämlich in Gelsenkirchen
und Mülheim, startete sie mit ihrem
Kooperationspartner Johanniter-Un-
fall-Hilfe das Pilotprojekt „Post per-
sönlich“. Wie finden Sie das?
Ich rate da zur Vorsicht. Der Postbote ist
für viele ältere Alleinstehendemitunter die
einzige Kontaktperson am Tag. Diese Situ-
ation nutzt die Deutsche Post jetzt für ein
neues Geschäft auf Kosten von Senioren.

„Post persönlich“ soll doch ein Hilfs-
angebot sein: Der Briefzusteller er-
kundigt sich mit einem täglichen
Kurzbesuch nach dem Befinden und
überreicht die Post. Was spricht
denn dagegen?
Weil den Senioren und Hilfsbedürftigen
Geld aus der Tasche gezogen wird für eine
fragwürdige Leistung.

Warum fragwürdig? Der Zusteller
schaut nach dem Wohl des Kunden.
Sollte dieser Hilfe benötigen oder

nicht die Tür öffnen, verständigt er
die Johanniter-Unfall-Hilfe. Die küm-
mert sich dann weiter. Klingt doch
gut, oder?
Die Post wirbt damit, jetzt auch Briefe per-
sönlich abzugeben. Tatsächlich kommt der
Zusteller – je nach gebuchter Variante – an
drei Tagen gar nicht – also fast die Hälfte
der Woche nicht. Das heißt: Die Post ver-
kauft mit diesem Geschäftsmodell eine Si-
cherheit, die sie gar nicht bieten kann.

Erklären Sie das bitte genauer.
Der Markt der Hausnotrufsysteme ist heiß
umkämpft. Deutsche Post und Johanniter
verkaufen ängstlichen und alten Menschen
sowie deren Angehörigen vermeintliche
Sicherheit. Mit der Vertrauensstellung Post-
bote, der für viele einsame Senioren der
einzigemenschliche Kontakt amTag ist, soll
schnelle Kasse gemacht werden.

Ist die Post-Offerte aus Ihrer Sicht zu
teuer?
Ja. Denn mit 40 Euro liegt das Angebot
doppelt so hoch wie bei herkömmlichen

Anbietern im Markt. Und wenn der Post-
bote sonntags, montags und feiertags nicht
zweimal klingelt, dann sollte jeder, der
diesem Angebot glaubt, wissen: Der Preis
ist eine Frechheit.

Was ist aus Ihrer Sicht die Alternative?
Fast alle Anbieter von Hausnotrufsystemen
erkundigen sich telefonisch täglich nach
dem Wohl ihrer Kunden. Und diese kön-
nen es mit der medizinisch-pflegerischen
Qualifikation eines Postboten aufnehmen.

Wie viel Zeit nimmt sich der Zustel-
ler eigentlich für den Kurzbesuch?
Die Post sagt: Ein bis zwei Minuten pro
Kunde seien bislang als Zeitansatz einge-
plant. Dieses Budget kritisiert selbst der
Sprecher der Fachgewerkschaft der Post.
Maik Brandenburger sagt: Es sei realitäts-
fern, den versprochenen Service in so
kurzer Zeit zu gewährleisten. Deshalb
sage ich: Vorsicht vor teurer Scheinsicher-
heit! ■

Der Postbote als „Kümmerer“?

Vorsicht vor
Scheinsicherheit
Interview mit Eugen Brysch, Vorstand der Deutschen Stiftung
Patientenschutz, zu dem Service-Angebot „Post persönlich“
von Deutscher Post und Johanniter-Unfall-Hilfe (vgl. Souverän
3-2014, S. 35).
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Straßen mit Schlaglochalarm,
bröckelnde Brücken, Schulen
mit Sanierungsbedarf, marode
Abwasserkanäle – es gibt viel
zu tun in Deutschland. Nicht
nur, aber ganz besonders auf
kommunaler Ebene ...

■ Die Kommunen sind für rund 67.000
Brücken und etwa 610.000 Kilometer
Straßen in Deutschland zuständig. Der
Investitionsrückstand liegt in diesem Be-
reich bei rund 30,7 Milliarden Euro
(Kommunalpanel 2014 der KfW Kredit-
anstalt für Wiederaufbau). Eine Studie
des Deutschen Institut für Urbanistik
(difu) aus dem Jahr 2013 veranschlagt
den notwendigen Investitionsbedarf al-
lein für den Ersatzneubau kommunaler
Straßenbrücken auf etwa 16 bis 17 Mil-
liarden Euro.

■ Im Bereich Schulen, Erwachsenenbil-
dung und Kinderbetreuung liegt der
kommunale Investitionsrückstand der
Kommunen – laut KfW – bei rund 29,5
Milliarden Euro

■ Fast zwölf Milliarden Euro müssten laut
KfW in Sportstätten und Bäder fließen.

Soweit die größten aktuellen Investitionsbe-
darfe. Darüber hinaus besteht ein milliar-
denschwerer kommunaler Investitionsstau
bei der Wasserver- und -entsorgung (Stich-
wort: marode Abwasserkanäle), bei der
Gesundheits- oder der Informationsinfra-
struktur. Das KfW-Kommunalpanel 2014
beziffert den Investitionsrückstand, der sich
über Jahrzehnte entwickelt hat, auf summa
summarum 118 Milliarden Euro.

Jetzt schon absehbar sind weitere Heraus-
forderungen, die die Städte undGemeinden
(im Zusammenspielmit Bund und Ländern)
schultern müssen. Etwa die Energiewende
oder der demografische Wandel. Um bei-
spielsweise eine barrierefreie, altersgerechte
Infrastruktur anbieten zu können, sind –
nach einer difu-Studie – bis zum Jahr 2030
mehr als 50 Milliarden Euro notwendig.

Der Deutsche Industrie- und Handelskam-
mertag (DIHK) hat im Sommer den Subs-
tanzverlust bei der öffentlichen Infrastruk-

tur auf jährlich 0,7 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts beziffert. In der Tageszeitung
„DieWelt“ vom 22. August wird der Gene-
ralsekretär des CDU-Wirtschaftsrates,Wolf-
gang Steiger, wie folgt zitiert: „Deutschland
zehrt von seiner Substanz, täglich verliert
unsere Infrastruktur 13 Millionen Euro an
Wert.“

Andererseits „bewegen sich die Schulden
der Kommunen unverändert auf einem kri-
tisch hohen Niveau“, berichtet der Deut-
sche Städte- und Gemeindebund – und hat
dabei die aktuellen Zahlen vor Augen, die
das Statistische Bundesamt im August ver-
öffentlicht hat. Diese zeigen, dass der kom-
munale Schuldenberg noch größer ist als
angenommen und die bisher für Kern- und
Extrahaushalte ermittelte Summe von
133,6 Milliarden Euro deutlich übersteigt.
Insgesamt ist nach Angaben des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes „mit einer
Verschuldung von annähernd 260 Milliar-
den Euro zu rechnen“. Grund: Erstmals
sind in die Schuldenstatistik auch die Ver-
bindlichkeiten kommunaler Zweckverbän-
de undweiterer wirtschaftlicher Beteiligun-
gen eingeflossen.

Zwar haben die Kommunen im vergange-
nen Jahr rund eine Milliarde Euro mehr
investiert als 2012 (meist in Verkehrsinfra-
struktur). Aber „von Entwarnung kann kei-
ne Rede sein“, sagte Dr. Jörg Zeuner, Chef-
volkswirt der KfW-Bankengruppe, schon bei
der Vorstellung des KfW-Kommunalpanels
2014 imMai. „Nochmehr als dieHöhe des
Investitionsstaus“ beschäftigten Zeuner
aber „die schlechten Erwartungen der fi-
nanzschwachen Kommunen“. Zeuner: „In
vielen von ihnen verdrängt der Konsolidie-
rungsbedarf die Investitionsentscheidung.“

Nicht getätigte Investitionen aber setzen
eine Prozessspirale in Gang: Je weniger
Geld in eine vernünftige Infrastruktur flie-
ßen kann, umso unzufriedener sind Bürger
und Unternehmen. Diese wandern ab, mit
der Folge, dass sich das Steueraufkommen
vermindert, was wiederum notwendige In-
vestitionen verhindert. Was dann bleibt ist
die Notstandsverwaltung. Die augenblickli-
cheDiskussion umdie Erhebung einer Pkw-
Maut zur Sanierung unserer Bundesfern-
straßen ist also nicht mehr als ein KLEINER
Ausschnitt der Gesamtproblematik. ■

CBO

Infrastruktur:

Wie marode ist die Bundesrepublik?
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Integrationshilfe?
Im Gegenteil ….
Zur Souverän 3-2014, S. 30
Brauchen wir Deutschen in der Zwischen-
zeit nicht täglich auch eine „Integrationshil-
fe“? Eine Hilfe dafür, dass wir ältere oder gar
alte deutsche Staatsbürger unsere doch ehe-
mals so vertraute Heimat überhaupt noch
richtig erkennen, wahrnehmen, fühlen und
in ihr leben können. Eine solch tief sitzende
Verbundenheit zur Vielfalt unserer deut-
schen Sprache, geprägt durchMenschenmit
ihrer gewachsenen Identität zu ihrer jewei-
ligen Landschaft, ihrer Geburtsheimat. Das
sind die Werte, die eine deutsche Staatsbür-
gerschaft im Kern verkörpern.
Sicherlich sind diese Werte auch einem ste-
tenWandel unterzogen.Das heißt aber noch
lange nicht, dass dieser Wandel als Anpas-
sung an andere, von außenkommende, neue
Kulturkreise erfolgen muss. Im Gegenteil!.
Immigranten, gleichwoher und auswelchen
Gründen auch immer, müssen sich in ihrem
Gastland so rasch alsmöglich um Integration
bemühen.Die ersteVoraussetzung, umeiner
gefährlichen Gettoisierung zu entgehen, ist,
dass der Wille zur Erlernung unserer deut-
schen Sprache viel stärker als bisher von
behördlicher Seite abverlangt, aber auch
dementsprechend gefördert, werden muss.
Aus der Vergangenheit der letzten 20 bis 30
Jahre wurde diese Bedingung z.B. bei unse-
ren türkischstämmigen Bürgerinnen und
Bürgern, sträflich, undwiewir immerwieder
erleben, mit fatalen Folgen vernachlässigt.
Das Angebot einer doppelten Staatsbürger-
schaft für diese Klientel ist meist kontrapro-
duktiv. Der feste Wille zur Integration in
unser staatliches Gemeinwesen wird damit
untergraben. Die Frontfrau der GRÜNEN,
Claudia Roth, behauptet ja stur dasGegenteil.
Wer hier bei uns in Deutschland lebt und
auch weiterhin leben und arbeiten will, der
sollte es sich selbst zurAufgabemachen, sich
unserer Werteordnung unterzuordnen, sie
so anzunehmen, dass er kein Schlupfloch
einer doppelten Staatsbürgerschaft mehr in
Anspruch nehmen muss. Wer kann schon
auf Dauer unbeschadet zwei Herren, sprich,
gegensätzlichen Staatsformen und Ideologi-
en, dienen?Dieses sowohl als auch entbehrt
einem festen Halt, auf das diese Menschen
hier bei uns einenAnspruchhaben.Wer sich
permanent in einem heimatbezogenen
Zwiespalt befindet, und auch noch aufgesta-
chelt wird, dem wird eine Assimilation,
selbst auf Dauer, wohl kaum gelingen. Fazit:
Der Sinn einer doppelten Staatsbürgerschaft
hat ihr Ziel weit verfehlt !!!
Karl-HeinzBroesamle, 26188Edewecht

Qualifizierter als
jede Generation zuvor
Zur Souverän 3-2014, S. 22
Dies sehe ich auch so. Aber die Praxis sieht
es nicht. Ich suche seit 20 Monaten einen
Nebenverdienst. Dabei bin ich von geringfü-
giger Beschäftigung bis zur Vollzeit flexibel.
Aufgrund meines Alters (mittlerweile 64)
bekomme ich jedoch keineAngebote. Inmei-
nem Beruf als Versicherungsfachmann wird
mir nur eine selbstständige Tätigkeit angebo-
ten, bei der ich alle Kosten selbst tragenmuss.
Meine Erfahrung von über 30 JahrenVerkauf
könnte ich auch im Innendienst einsetzen,
z.B. bei der Beratung oder der Schadenregu-
lierung. Doch da würde ich ja nur „Geld
kosten“. Die Vorteile sieht keiner. Auch mei-
neBewerbungenbei einigen großenDiscoun-
tern ergaben nichts. Offensichtlich können
junge Leute besser Regale einräumen als alte.
Selbst Bekannte, die im Jobcenter arbeiten,
bestätigenmir, dass es immer noch so ist. Die
Einzige, die mir Arbeit geben konnte, war
eine Zeitarbeitsfirma. Dort kann ich ca. vier-
bis sechsmal im Monat eine Schicht in der
Fabrik fahren. Das hätte ich mir nicht träu-
men lassen, dass ich mein Geld im Alter als
„Hilfsarbeiter“ verdienen muss.
Wolfgang Sprungk, 56727 Mayen

Was sich die Regierung vorgenom-
men hat …
Zur Souverän 2-2014, S. 6/7
Der Minister hat eine ganze Reihe von The-
men angesprochen, die in der kommenden
Zeit aufgearbeitet werden müssen. Ein wich-
tiges Thema hat er ausgelassen, dem er sich
dringend persönlich zuwenden sollte. Die
Knappheit des Pflegepersonals werden wir
nicht so schnell ändern können. Aber wir
könnten ein ganz wichtiges Thema aufgrei-
fen: Wie entlasten wir das Pflegepersonal
unmittelbar bei seiner Tätigkeit? Auf den Sta-
tionen wird immer wieder darüber geklagt,
dass die Kranken undBehinderten nicht sach-
gemäß betreut werden können, weil die Zeit
fehle. Eine Fülle von Bestimmungen der Do-
kumentationwird in denMittelpunkt gestellt.
Für die unmittelbare Pflege bleibt nicht die
nötige Zeit. Hier wäre ein Eingreifen des Mi-
nisters dringend geboten. Die Strukturen sind
so fest eingelaufen, dass sie aus eigener Kraft
nicht mehr geändert werden können. Hier ist
ein neuer Anstoß von außen geboten…
Claus von Arnim, 26452 Sande

Sprache macht mündig
Zur Souverän 2-2014, S. 37
Leider etwas zu spät, aber angeregt durch
die Leserbriefe „Sprache macht mündig”,

möchte ich Folgendes zum Thema hinzu-
fügen: Nach dem verlorenen 2. Weltkrieg
und als die Besatzer in Deutschland ein-
zogen, war es modern, sich mit der engli-
schen Sprache zu identifizieren. Alle Deut-
schen fanden es in Ordnung, unsere Spra-
che mit Anglisierten zu vermischen. Es ist
im Interesse der Amerikaner, auf dem
Sektor Sprache, Musik, Radio und Fernse-
hen dieses zu erreichen. Selbst unsere Ju-
gend und auch das “Mittelalter” machen
da kräftig mit.
Ich meine, wir sind Deutsche und haben
eine sehr lange Kultur und unsere Mutter-
sprache ist deutsch. 2008 forderte der
CDUStadtbund Völklingen in einem An-
trag an den 22. Bundesparteitag: die deut-
sche Sprache im Grundgesetz zu veran-
kern. Auch der damalige niedersächsische
Ministerpräsident Christian Wulff sagte:
Der Schutz der Sprache sei notwendig. Die
deutsche Sprache müsse gegen “Sprach-
panscher” verteidigt werden.
In einem Brief 2007 an die Bundesabge-
ordnete der SPD, Frau Evers-Mayer, habe
ich mich gegen die Bezeichnung: ”Girls’-
Day” gewehrt. Antwort Frau Evers-Mayer,
Zitat: Die Organisatoren des “Girls’-Day”
sagten mir, dass die Bezeichnung von allen
beteiligten Institutionen verwendet wird.
Deswegen hat die SPD-Fraktion entschie-
den, weiterhin die gängige englische Be-
zeichnung zu verwenden. Zitat Ende.
Ich bin der Meinung, dass gerade Politiker,
Behörden und Parteien in vorbildlicherWei-
se mit der deutschen Sprache umgehen
sollten, statt falschen Vorbildern nachzu-
eifern und die Sprache mit vermeintlich
modernem Englisch zu überfrachten.
Walter Volling, Vorsitzender
der Senioren-Union Wilhelmshaven

Sie haben
das Wort ...
Ihre Meinung zu den
Artikeln in Souverän
interessiert uns.
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der
CDU Deutschlands
Leserbriefe
Konrad-Adenauer-Haus
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.
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In Dankbarkeit
und Anerkennung ...

Gorbatschows Bemühungen um Glasnost
und Perestroika hätten zum Ende des Kal-
ten Krieges geführt und eine Entwicklung
eingeleitet, die im Ergebnis die Wiederver-
einigung Deutschlands und ein friedliches
Zusammenwachsen Europas möglich

machte, betonte der Bundesvorsitzende
der Senioren-Union, Prof. Dr. Otto Wulff,
in seiner Laudatio. Die von der Senioren-
Union gestiftete Auszeichnung solle den
Blick auf ebensolche Persönlichkeiten len-
ken, die „selbst in einer von Zerstörung,
Hass, Menschenverachtung und tiefer
Feindschaft durchtränkten Zeit dennoch
Versöhnung vorlebten,Menschlichkeit vor
Menschenverachtung, Zuwendung vor
Abkehr stellten und nicht wegschauten,
wenn Hilfe gefordert war“, soWulff (Wort-
laut der Rede auf den Folgeseiten).

In seinen Dankesworten betonte Gorbat-
schow, der von seiner Tochter Irina Mi-
hailovna Virganskaya begleitet wurde, die
traditionell guten Beziehungen zwischen
Russland undDeutschland. „Diese Freund-
schaft hat in der jüngsten Zeit Risse erhal-
ten“, bedauerte der ehemalige Staatschef.

Diese Risse dürften nicht größer werden,
man müsse sie vielmehr schließen und vor
allem verhindern, das neue Mauern aufge-
richtet werden. Gorbatschow hatte im
Rahmen seines Deutschlandbesuchs auf
seinen ausdrücklichen Wunsch hin auch
ein ausführliches Gesprächmit Dr. Helmut

Michail Gorbatschow
Michail S. Gorbatschow wurde 1931
in Südrussland als Sohn einer Bau-
ernfamilie geboren. Er studierte Jura
und Agrarwirtschaft. Mit 21 Jahren
trat Gorbatschow der KPdSU bei und
stieg 1971 ins Zentralkomitee der
KPdSU auf. Im Jahr 1985, im Alter
von 54, wurde Gorbatschow General-
sekretär, 1990 wurde er zum Staats-
präsidenten der UdSSR gewählt. Er
setzte mit Glasnost und Perestroika
Reformprozesse in Gang, konnte die
Krise in der UdSSR aber nicht verhin-
dern. Nach dem gescheiterten Putsch
von 1991 schwand seine Macht, die
UdSSR löste sich auf. CB

Mit der Verleihung der „Gol-
denen Medaille für Verdienste
um Versöhnung und Verstän-
digung unter den Völkern“
ehrte die Senioren-Union am
10. November in Berlin den
ehemaligen Präsidenten der
Sowjetunion, Michail S. Gor-
batschow, für seine Friedens-
und Verständigungspolitik.

Auszeichnung der Senioren-Union für Michail S. Gorbatschow:
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Kohl geführt und beschrieb den ehemali-
gen Bundeskanzler, mit dem er sich unbe-
dingt habe austauschen wollen, als eine
einmalige Persönlichkeit mit klaren Zielen
und starkem Willen.
Großen Respekt bekundete er auch vor
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, die
ihn vor der Veranstaltung im Kanzleramt
empfangen hatte. Er sei sich mit der Bun-
deskanzlerin, die in Russland sehr beliebt
und anerkannt sei, völlig einig, dass es un-
verzüglich zur Beilegung der aktuellen po-
litischen Spannungen kommen müsse, er-
klärte Gorbatschow unter Beifall der Fest-
versammlung. Dazu regte er an, in Reden
und Verlautbarungen die Rhetorik abzurüs-
ten. „Nicht Ton und Sprache sollten im
Vordergrund stehen, es kommt vielmehr
auf Sinn und Inhalte an.“
Er zähle sich selbst zu der Gruppe der Se-
nioren und forderte seine Gleichaltrigen in

der Senioren-Union auf, an die guten Ent-
wicklungen in den russisch-deutschen Be-
ziehungen nach dem Krieg anzuknüpfen
und diese quasi als Vermächtnis an Kinder
und Enkel weiterzugeben, damit nicht ver-
lorengehe, was mit Mühe und Kraft aufge-
baut worden sei.
Solange beide Länder gut miteinander aus-
kämen, solange gehe es allen gut in Europa,
betonte er. Eindrucksvoll schilderte er das
Engagement von Kriegsveteranen beider
Seiten bei der Pflege von Soldatenfriedhö-
fen. An diesem Beispiel zeige sich, dass die
Völker selbst manchmal weiser seien als
manche ihrer Führer. Sein Fazit: Die Älte-
ren seien sich der hohen Bedeutung von
Frieden und Völkerverständigung bewusst.
„Wir müssen uns deswegen mit lauter
Stimme zu Wort melden, damit wir gehört
werden. Wir können es uns nicht leisten,
uns zurückzulehnen und nichts zu tun.“

In einem Grußwort bezeichnete Bundes-
tagspräsident Prof. Dr. Norbert Lammert
Gorbatschow als denWegbereiter der deut-
schen Einheit. Deutschland habe mit dem
Fall der Mauer das Recht auf Selbstbestim-
mung realisieren können. Aus dieser Erfah-
rung heraus müsse verstanden werden,
dass gerade die Deutschen sich verpflichtet
fühlen, dieses Recht auch für jedes andere
Land gelten zu lassen, warb der CDU-Poli-
tiker um Verständnis für die deutsche Hal-
tung z.B. in der Ukraine-Frage.

Die Veranstaltung, an der neben dem Bun-
desvorstand der Senioren-Union namhafte
Vertreter des diplomatischen Korps, der
Politik und derWirtschaft teilnahmen, fand
im Haus der Deutschen Parlamentarischen
Gesellschaft in Berlin statt. ■

CB

Blumen für Gorbatschows char-
mante Begleitung, seine Tochter
Irina Mihailovna Virganskaya. Da-
neben: Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert sprach ein Gruß-

wort. Unten: der Bundesvorstand
der Senioren-Union mit Ehrengast.
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„Mit der Verleihung der ‚GoldenenMedail-
le für Verdienste um Versöhnung und Ver-
ständigung unter den Völkern‘ will die Se-
nioren-Union in besonderer Weise den
Blick auf Persönlichkeiten lenken, die selbst
in einer von Zerstörung, Hass, Menschen-
verachtung und tiefer Feindschaft durch-
tränkten Zeit dennoch Versöhnung vorleb-
ten, Menschlichkeit vor Menschenverach-
tung, Zuwendung vor Abkehr stellten und
nicht wegschauten, wenn Hilfe gefordert
war. Sie wurden Vorbild für uns alle, und
Vorbilder gilt es zu ehren. Ehrung hat nun
mal mit Dankbarkeit und Anerkennung zu
tun, die leider nur zu oft den Menschen
abhandenkommen und in Vergessenheit
geraten.
Bereits vor elf Jahren, 2003, hat die Senio-
ren-Union eine Mitbürgerin Ihres großen
Landes, hochverehrter Herr Michail Gor-
batschow, mit ihrer Ehrenmedaille ausge-
zeichnet. Sie war eine ehemalige Kranken-
schwester, die trotz der an Grauen und

Erbarmungslosigkeit nicht zu überbieten-
den Schlacht um Stalingrad Humanität und
menschliche Zuwendung bewiesen hat. Als
Sanitäterin hat sie nicht nur die ihr anemp-
fohlenen verwundeten russischen Soldaten
gepflegt, sondern ebenso den in Gefangen-
schaft geratenen verwundeten deutschen
Soldaten, Soldaten des Feindes also, ihre
Hilfe gewährt und sie vor demTod bewahrt.
Gemeinsammit ihr wurde die damals noch
letzte lebende deutsche Krankenschwester
aus den Kämpfen in Stalingrad geehrt, die
sich wie ihre russische Kollegin nicht allein
und vorrangig um ihre eigenen verwunde-
ten Landsleute kümmerte, sondern ihre
Fürsorge gleichermaßen den russischen
Kriegsopfern zukommen ließ. Sie wollte,
wie sie mir seinerzeit anvertraute, einfach
ihrer christlichen Pflicht nachkommen. Bei-
de Frauen haben vor über 70 Jahren unter
heute unvorstellbaren Bedingungen auf
ihre Art die Feindschaft zwischen Russen
und Deutschen besiegt und Zeugnis dafür
abgelegt, dass Menschlichkeit in einer von
Hass und Chaos beherrschten Welt nicht
gänzlich untergegangen war. Für alle Teil-
nehmer im Französischen Dom zu Berlin,
wo die Veranstaltung stattfand, war es ein
unvergesslicher Augenblick, als die beiden

Schwestern, die Russin weit über 80 und
die Deutsche über 90 Jahre, Hand in Hand
vortraten und in Gegenwart der damaligen
CDU-Vorsitzenden und heutigen Bundes-
kanzlerin Angela Merkel die Versöhnungs-
medaille entgegennahmen. Eswaren bewe-
gende Augenblicke für alle.
Niemand von unsDeutschen kommt an der
Tatsache vorbei, dass unsere Geschichte,
eben die Geschichte der Deutschen, mit
demLeid vielerMenschen, auch demvieler
Unschuldiger des eigenen Volkes ,zu tun
hat, dessen Ursachen in einer menschen-
verachtenden, rassistischen Politik lagen,
die in dieser Stadt ihren Ursprung hatte.
Doch die Erinnerung daran, die freilegt, die
die Wahrheit nicht verschleiert, sondern
klärt, eine solche Erinnerung kannWunden
heilen. Undwenn Erinnerung heilt, verfällt
sie nicht dem Vergessen.
Wer sich um das russisch-deutsche Verhält-
nis bemüht, kann die Geschichte des 20.
Jahrhunderts nicht einfach ausblenden.
Doch es bleibt dabei, trotz Stalingrad und
anderer schrecklicher Ereignisse war der
Konflikt zwischen beiden Ländern nicht der
Normalzustand, sondern die Ausnahme.
Über Jahrhunderte hat es eine überaus gu-
te, bisweilen sogar herzliche Beziehung

„Vorbilder gilt es zu ehren …“
Rede des Bundesvorsitzenden
der Senioren-Union, Prof. Dr.
Otto Wulff

Festakt der Senioren-Union für Michail Gorbatschow in der Parlamentarischen Gesellschaft in Berlin
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zwischen beiden Völkern gegeben. Die
Russen schwärmten von der deutschen
Klassik, und die Deutschen waren faszi-
niert, die sogenannte „russische Seele“ zu
verinnerlichen, die sie in den Romanen von
Tolstoi, Dostojewski, des großen Turgenjew
und des von mir über alles geliebten Anton
Tschechow entdeckt hatten.

Als ältere Bürgerinnen und Bürger in der
Senioren-Union waren wir stets darum be-
müht, dass der so ungemein erfolgreiche
und segensreiche Versöhnungsprozess der
Deutschen mit Israel und in Europa mit
ihren westlichen Nachbarn nicht an der
Elbe Halt machen durfte. Eine enge Zusam-
menarbeit, besonders mit Polen und Russ-
land, wie auch mit allen anderen Staaten
Osteuropas, die im Krieg unsägliches Leid
ertragen mussten, war nach der von Ihnen,
Herr Präsident Gorbatschow, eingeleiteten
Friedens- und Entspannungspolitik nun erst
recht ein Gebot der Stunde. Sie haben die
ganz wesentlichen Voraussetzungen dafür
geschaffen, dass die Welt, zumindest in Eu-
ropa, friedlicher werden konnte, trotz aller
immer noch bestehenden Konflikte und
Gewalttätigkeiten.

Der wohl bedeutendste und aus histori-
scher Sicht überzeugendste Beweis für Ihre
umfassende Friedensinitiative wurde sicht-
bar in Ihrer Glasnost- und Perestroikapoli-
tik. Es war Ihre Überzeugung, dass Frieden
im politischen Raum nicht allein ein äuße-
resWohlverhalten ist, sondern immer auch
eine bestimmte innere Gesinnung voraus-
setzt, die vom Geist der Versöhnung und
Aussöhnung erfüllt ist, wo das Bewusstsein
der Brüderlichkeit einen festen Platz hat.
Sie gaben mit Ihrer Politik zu erkennen,
dass Frieden, so er Bestand haben soll, stets
mehr sein muss als das zeitweilige Ruhen
vonWaffen und auchmehr als die Eintracht
der Nationen unter dem Edikt der vielbe-
schworenen gemeinsamenwirtschaftlichen
und politischen Interessen.

Damit ich recht verstanden werde, Sie,
Herr Präsident, und wir alle wissen aber
auch, dass Entwicklung und Fortschritt in
der Welt immer mit geistigen Auseinander-
setzungen und unterschiedlichen Meinun-
gen, sogar Gegensätzen zusammenhängen.
Sie gilt es zu erhalten, da die Gesellschaft
sonst in einem lähmenden Gemeinwesen
verstummen würde, das einem Angriff auf
die Freiheit gleichkäme.

Für Ihre Politik, Herr Präsident, haben Sie
zu Recht den Friedensnobelpreis erhalten.
Sie haben allen vor Augen geführt, dass
Feindschaft fürchterliche Folgen hat und
durch eine Solidarität ersetzt werdenmuss,
die dem Gemeinwohl aller Menschen auf
diesem Planeten dient, der täglich kleiner
wird und der nur gemeinsam gerettet wer-
den kann, statt mit Bomben und Granaten
zugrunde gerichtet zu werden. Die deut-
sche Politik hat sich erfolgreich dieser Frie-
denspolitik der Aussöhnung und Verständi-
gung angeschlossen. Nicht nur die Deut-
schen erfuhren die Einigung, alle Europäer
fanden in der Einheit zusammen. Europa
hat den größten Sieg über sich selbst errun-
gen: Feindschaften, gar Erbfeindschaften
wurden getilgt, Freundschaften traten an
ihre Stelle. Mein Vaterland, die Bundesre-
publik Deutschland, wurde zu einem un-
verrückbaren Teil eines vereinten, dem
Frieden verpflichteten Europas.

Diesen Erfolgwollenwirweiter vervollstän-
digen, eine Arbeit, von der wir allerdings
auchwissen, dass sie nie aufhörenwird und
Enttäuschungen nicht ausbleiben. Mei-
nungsverschiedenheiten werden immer
wieder auftreten, auch Konkurrenzdenken.
Rivalitäten, die in manchen Regionen unse-
res Kontinents nicht sehr weit von hier lei-
der noch bestehen, sollten schnellstens und
dauerhaft beseitigt werden. Freiheit, Selbst-
bestimmung undUnantastbarkeit der Gren-
zen müssen unzerstörbares Recht aller Völ-
ker bleiben.

Heute, hochverehrter Herr Präsident
Michail Sergejewitsch Gorbatschow, sind
Sie zu uns gekommen und geben uns die
große Ehre, Sie für Ihre Arbeit für Versöh-
nung und Verständigung unter den Völkern
auszuzeichnen. Darüber empfinden wir
große Freude. Als ältere Generation in
Deutschland mit all ihren Erfahrungen aus
der Vergangenheit möchten wir aber auch
daran erinnern, dass das europäische Eini-

gungswerk, dem wir uns als Deutsche aus
voller Überzeugung und unumkehrbar ver-
schrieben haben, deshalb nur eine logische
Folge vorgibt: Europa und Russlandmüssen
ein dauerhaftes und freundschaftliches Ver-
hältnis zueinander finden mit allen nur
möglichen guten politischen, wirtschaftli-
chen, vor allem kulturellen Beziehungen,
die unter Kulturnationen selbstverständlich
sind. Das liegt im wohlverstandenen Inter-
esse unserer beiden Völker und dient dem
Frieden in der Welt.

Die Feier heute im ehemaligen Reichstags-
präsidentenpalais soll nicht zuletzt ein Zei-
chen dafür setzen, dass der zur Freude von
Millionen von Menschen dank Ihrer histo-
rischen Mithilfe, hochverehrter Herr Präsi-
dent, beendete Kalte Krieg nicht auf eine
andere Art von Kälte neu entfacht oder
fortgesetzt werden darf. Opfer wären wir
sonst alle!

Gestatten Sie mir abschließend, lieber ver-
ehrter Michail Sergejewitsch Gorbatschow,
noch eine sehr persönliche Bemerkung.
Heute vor 25 Jahren auf den Tag genau war
ich als Abgeordneter des Deutschen Bun-
destags 18 Stunden nach dem Fall derMau-
er in Berlin und hörte auf dem Breitscheid-
platz in der Nähe der Gedächtniskirche die
Rede von Bundeskanzler Helmut Kohl. Er
sprach von der Chance einer neuen Frie-
densordnung in Europa, die auch die Spal-
tung Deutschlands überwinden könne.
Wenn mir an diesem Abend ein hellseheri-
scher Augur vorausgesagt hätte, genau in
25 Jahren würde ich dem Architekten der
neuen Friedenspolitik und dem künftigen
Friedensnobelpreisträger im ehemaligen
Reichstagspräsidentenpalais – damals noch
jenseits der Mauer – für seine historische
Leistung die Ehrenmedaille für Versöhnung
und Verständigung der Senioren-Union
überreichen, dann hätte ich mir in der Tat
ausschließlich über den Gesundheitszu-
stand des Auguren meine Gedanken ge-
macht. Und doch ist die Geschichte so und
nicht anders verlaufen. Wenn ich Ihnen als
großen Freund unseres Landes nun im Na-
men der Senioren-Union unsere Medaille
überreichen darf, dann werde ich diesen
Augenblick als einen der bedeutendsten
meines politischen Lebens empfinden, für
den ich sehr dankbar, aber auf den ich auch
sehr stolz bin und gewiss auch die Nachfah-
ren meiner Familie stolz bleiben werden.“

■

„Wir Älteren müssen uns
mit lauter Stimme zu Wort
melden. Wir können es uns
nicht leisten, uns zurückzu-
lehnen und nichts zu tun.“

Michail Gorbatschow



Nachruf:

Der Versöhnung verpflichtet

Das Geheimnis der Versöhnung …
heißt erinnern, so die Senioren-Union in
Haltern am See am nördlichen Rand des
Ruhrgebietes. Sie pflegt die Gräber polni-
scher Zwangsarbeiter auf dem Sixtus-Fried-
hof in Haltern und sieht sich in einer „ver-
pflichtenden Schuld späteren Generatio-
nen gegenüber, einer sogenannten Bring-
schuld des Erinnerns für die Nachwelt“.
Für die Grabanlage hat sie durch den nie-
derländischen Künstler Jan Welm te Kulve
eine Bronzetafel anfertigen lassen, auf dem
der Text eingerahmtwird von einemStrick,
der oben geöffnet und unten geknotet ist,
als Zeichen eines vereinten Europas. Zu
Allerheiligen 2014 besuchte der polnische

Konsul Dariusz Klaczko die Gräber und
sprach mit Senioren-Union und Schülern
der Gesamtschule Olfen, die an einem von
Bundespräsident Gauck ausgelobten Ge-
schichtswettbewerb teilgenommen hatten.
Klaczko zeigte sich beeindruckt: „Das ist
eine der schönsten Grabanlagen dieser Art,
die ich je gesehen habe.“

AUS DER SENIOREN-UNION

Der 27. Bundesparteitag der CDU
findet am 9. und 10. Dezember 2014
in der KölnMesse statt. Zum vierten
Mal nach 1954, 1961 und 1983
kommt die CDU damit in die Dom-
stadt am Rhein. Auf dem Programm
steht u.a. die Neuwahl des gesamten
Parteivorstandes. Auch die Senioren-
Union wird selbstverständlich mit
ihren Delegierten, inhaltlichen Aus-
rufezeichen in Form von Anträgen an
den Parteitag sowie einem eigenen,
neugestalteten Stand in den Messe-
hallen vertreten sein. Wie in den
vergangenen Jahren sind wieder alle
Teilnehmer am Parteitag herzlichst
eingeladen, bei der Senioren-Union
zumNetzwerken und Fachsimpeln zu
verweilen.

27. Bundesparteitag der CDU:

Auf nach
Köln…

In Berlin ist im Alter von 86 Jahren die um
die Senioren-Union verdiente Waltraud
Mehling gestorben. Die ehemalige ev. Ge-
meindehelferin gehörte zu den Ersten, die
die Senioren-Union im Osten gründeten:
Am 18. April 1990 wurde sie zur Stellver-
tretenden Vorsitzenden auf „DDR“-Ebene
gewählt; im Kreisverband Berlin-Mitte war
sie imNovember desselben Jahres dieGrün-
dungsvorsitzende. In den Bundesvorstand
gewählt, trat siewiederholt leidenschaftlich

für die Belange älterer Bürger in den neuen
Ländern ein, die sich durch die politischen
Veränderungen aus der Bahn geworfen fühl-
ten.
Unvergessen ist auch ihr tatkräftiges Eintre-
ten für dasÜberleben jüdischer Bürgerwäh-
rend der Nazizeit. Als Tochter des Haus-
meisters im Alten Stadthaus am Molken-
markt wusste sie nicht nur vom Versteck
verfolgter Juden imKellergeschoss, sondern
half mit, die auf dem Jüdischen Friedhof

Weißensee ausharrenden Juden mit Nah-
rungsmitteln zu versorgen. Bis zum Nach-
lassen ihrer Kräfte im Alter setzte sich Frau
Mehling engagiert für die jüdisch-christliche
Aussöhnung und Zusammenarbeit ein. Vie-
leMitstreiter der „ersten Stunde“ bewahren
ihr ein dankbares Andenken. (uw)

Waltraud Mehling (re.) im Kreis des
Vorstandes der Senioren-Union der
„DDR“ im September 1990
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Europäische Senioren Union (ESU):

Ritterkreuz des Lazarus-Ordens
für Dr. Bernhard Worms

Chancen für
mehr Vertrauen
in die Politik
ESU-Präsidentin An Hermans sieht in
den Wahlen zum Europäischen Parla-
ment vom Frühjahr und der neuen EU-
Kommissionunter Jean-Claude Juncker
gute Chancen für ein ersprießliches
Miteinander der Bürger Europas. Den
in der ESU zusammengeschlossenen
Verbänden älterer Bürger sind die „po-
litische Beteiligung und Vertretung der
Senioren im heutigen Europa“ – so der
Titel eines Referats vor dem Präsidium
in Leuven (Belgien) – einwichtiges An-
liegen, dem sich führende politische
Akteure künftig nicht mehr verschlie-
ßen können. Die ESU-Repräsentanten
imEU-Parlament –VizepräsidentHeinz
K. Becker aus Österreich und andere
MdEPs in fortgeschrittenem Alter –
werden künftig koordiniert vorgehen,
an e i n e m Strang ziehen.
Im Heimatland Beckers ist für den
Bundesobmann des Seniorenbundes
(ÖSB), Prof. Dr. Andreas Khol, die Ver-
schiebung des Gesetzes zum gleiten-
den Eintritt in das Pensionsalter auf
nächstes Jahr „inakzeptabel“. Wie es
im Magazin des ÖSB dazu heißt, sei
der Seniorenbund deswegen „auf die
Barrikaden gegangen“. Susanne Wal-
pitscheker, die stellv. Generalsekretä-
rin, hebt hervor, dass sich auch die
damit verbundene Einführung einer
„Teilpension“ weiter verzögere, wo-
raufWirtschaft und Bürger gleicherma-
ßen warteten. Für seine Kritik an
Sozialminister Rudolf Hundstorfer
(SPÖ) hat der ÖSB gute Argumente:
Die österreichische Industrie braucht
wieder ältere Arbeitnehmer, um wett-
bewerbsfähig zu bleiben. Der Senio-
renbund begleitet und fördert dieses
Anliegen aus wirtschaftlichen Erwä-
gungen und moralischen Beweggrün-
den. Die Feststellung Christoph Neu-
meyers von der Industriellenvereini-
gung, dass „die Rolle älterer Mitarbei-
ter… für den Industriestandort Öster-
reich … noch zunehmen“ werde, be-
kräftigt der ÖSB-Vorsitzende, indem er
bemerkt: „Die BeschäftigungÄlterer ist
der Schlüssel zur Sicherung des Pensi-
onssystems.“ (uw)

Für langjähriges sozialesWirken inDeutsch-
land und darüber hinaus hat Dr. Bernhard
Worms (Köln) das „Ritterkreuz für Verdiens-
te mit Stern“ des ökumenisch ausgerichte-
ten christlichen Lazarus-Ordens ( gegründet
1098 in Jerusalem) erhalten. Die Ehrung
nahm S.E. Chevalier Edward B. White aus
Kanada im Auftrag des spanischen Ordens-
Großmeisters vor. Für die Feierstunde wur-
de die vor über 900 Jahren gegründete
ehemaligeBenediktiner-Abtei Brauweiler bei
Köln ausgewählt, denn ihre Anfänge sind
mit der Königin Richeza aus Polen verbun-
den, dem Nachbarland, dem sich das vom
Orden gegründete Lazarus-Hilfswerk nach
seiner Gründung 1971 zu Beginn der 80er-
Jahre besonders verpflichtet gefühlt hatte:
Ursprünglich als Fahrdienst für Behinderte
im Raum Köln gegründet, brachten eigene
LKWs über zehn Jahre lang – allein nach
Polen zeitweilig mehrmals pro Woche –
insgesamt über 28000 t Sachspenden in
die von Hunger gezeichneten Länder des
Ostblocks. Dabei waren Schikanen an den
DDR-Grenzen keine Seltenheit.
Wie Chevalier Klaus-Peter Pokolm, Gran
Prior des Ordens, hervorhebt, brachten es
die von BernhardWorms gewonnenenMit-
streiter sogar dazu, im jetzt russischen Kö-
nigsberg i. Pr. (Kaliningrad) eine vomBischof
von Bamberg gestiftete Fertigteilkirche im
Stadtzentrum zu errichten. Bis heute fühlt
sich Worms, Ehrenvorsitzender der CDU-
Senioren-Union und ehemaliger ESU-Präsi-
dent, mit aktiven und progressiven Kräften
früherer Ostblockländer herzlich verbun-
den. So berät er den Projektleiter des in
Oswiecim (Polen) entstehenden Friedens-
zentrums, Janusz Marszalek (Vorsitzender

der Polnischen Senioren-Union), und ver-
mittelt ihm Kontakte zu potenziellen För-
derern.
Für viele Ideen und Formen der Unterstüt-
zung – vor allem zur Vernetzung mit ande-
ren Sozialverbänden und Einrichtungen –
ist der Lazarus-Orden Bernhard Worms
dankbar. Er hat erheblichen Anteil daran,
dass es schon 1974 zur Eröffnung ambulan-
ter und stationärer Pflegeeinrichtungen im
Rheinland kam. Die Ehrung mit dem Ritter-
Orden erfolgte im Rahmen des Ordensjubi-
läums in Anwesenheit von fast allen euro-
päischen Ordensvertretern und aus vielen
osteuropäischen Ländern. 50 Sänger des
Königlich Niederländischen Chores „Oran-
je“ sorgten für den festlichen Rahmen der
Veranstaltung. Besagte Auszeichnung ist
nach Einschätzung des Grand Priors im
Rang mit dem deutschen Großen Bundes-
verdienstkreuzmit Stern vergleichbar; er sei
„nach vielen Jahren bescheidener Mitarbeit
ein offizieller Dank für christlichmotiviertes
Wirken zugunsten in Not geratener Men-
schen“.
Bernhard Worms wird auch künftig sein
Netzwerk für humanitäre Dienste einset-
zen. So bot er noch während des Festaktes
spontan seine Unterstützung für die vom
Geistlichen Protektor des Lazarus-Ordens,
Seiner Seligkeit PatriarchGregorios III. (Da-
maskus), erbetene Hilfe zur Versorgung von
8000 Flüchtlingen aus Syrien an.Unter dem
Eindruck der Botschaft des Patriarchen be-
schlossen die Festgäste nach dem Motto
„Nicht reden, sondern handeln“ auf Vor-
schlag von Dr. Jürgen Rüttgers, in Zusam-
menarbeit mit dem Patriarchat eine Hilfsak-
tion für Flüchtlinge zu initiieren. (uw)

Dr. Bernhard Worms zwischen Ex-Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers und
Dr. Karlheinz Gierden, Mitte Generalkaplan Msgr. Dr. Lothar Schlegel, rechts
daneben Großkanzler White Foto: Klaus-Peter Pokolm, Hürth
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Gewalt in den Medien?

Mitverantwortlich
sind wir alle!

Es ist fast zwei Jahrzehnte her. Die Rambo-
Filme hatten Einzug in die Republik gehal-
ten. „Karate-Tiger“ und das “Killer-Kroko-
dil II“ wurden hoffähig bei RTL. Auch an-
dere Sender setzen verstärkt auf die „Ge-
walt-Karte“. Beobachtungen zunehmender
Gewalt bei Jugendlichen wurden Auslöser
für die Frage: „Brutalisiert das Fernsehen
Heranwachsende?“ Film, Rundfunk, Co-
mics, Presse, alle anderenMedien erwähn-
te man nur am Rande, das TV jedoch stand
am Pranger. Wohl auch deshalb, weil man
bereits zu Beginn der 1990er Jahre in Stu-
dien Gewalt im Fernsehen belegen konnte;
70 TV-Morde pro Tag, 2 700Gewaltszenen
pro Woche. In 48 % aller Sendungen, so
damals Medienchef Jo Groebel, wurde
mindestens einmal Aggression gezeigt.
Auch auf die Folgen wurde hingewiesen.
Medienwissenschaftler der Universität
Dortmund beklagten den Montagshorror
in den Kindergärten. Jede fünfte Spielhand-
lung der Kleinen wiederholte amWochen-
anfang, wasman amWochenende im Fern-
sehen verfolgt hatte. Fast 70 % aller Bun-
desbürger, so eine Forsa-Umfrage damals,

verurteilten das Zuviel an Sex- undGewalt-
szenen im TV.
Die Debatte erreichte bald auch die Politik.
Während sich die Mehrzahl der Abgeord-
neten nur vorsichtig mit der Bürgerkritik
solidarisierten, sich mit den Medienmäch-
ten nicht anlegen wollten, reagierte die
zuständige Jugendministerin im Kabinett
Kohl mit Klartext gegenüber den Verant-
wortlichen in den Sendern. „Sorgen Sie für
eine Abrüstung auf dem Bildschirm! Was
oftmals über Stunden auf Kinder einpras-
selt, ist aus meiner Sicht ein Albtraum!"
Der Name der Bundesjugendministerin:
Angela Merkel. Zum Appell an die TV-
Bosse hatte auch die Studie der Medienfor-
schung 1994 beigetragen. Danachwird ein
zwölfjähriger Schüler in Deutschland
durchschnittlich Zeuge von 14 000 TV-
Morden, ausgehend von einem täglichen
Fernsehkonsum von über drei Stunden.
Zur Sache selbst veröffentlichte die Bundes-
jugendministerin am 1. September 1994
einenNamensartikel mit der Fragestellung:
„Gewalt in den Medien – Grund zur Resi-
gnation?" Sie bezog Stellung gegen die zu-

nehmende Brutalisierung und trat fürmehr
Eltern- und Gesellschaftsverantwortung
zum Schutz der Kinder ein. Grundlage ih-
res Beitrags war eine Studie über Gewalt-
profile deutscher Fernsehanstalten, die u.a.
feststellte, dass 47 % aller Fernsehsendun-
gen Gewalt beinhalteten und in Program-
men von ARD, ZDF, RTL, SAT.1, Tele 5 und
Pro 7wöchentlich 481Mordszenen ausge-
strahlt würden.
Heute, 20 Jahre später, scheinen die Appel-
le gut gemeint, aber ohne Wirkung geblie-
ben. Im Gegenteil – die Anzahl von Ge-
waltdarstellungen in den audiovisuellen
Medien hat noch zugenommen. Inzwi-
schen ist in 58,2 % der Fernsehsendungen
mindestens eine Darstellung von Gewalt
vorhanden, wie Prof. Dr. Petra Grimm fest-
stellt. Eine besorgniserregende, rasant stei-
gende Tendenz. In nur 20 Jahren eine Zu-
nahme von weit über 10 %. Mehr als jeder
zweite TV-Beitrag zeigt eine gewalttätige
Handlung. Körperliche und psychische
Schäden von Menschen gehören zum all-
täglichen Lebensumfeld des Zuschauers
und werden sogar immer dominanter. Ha-
ben wir uns bereits an eine Gewaltgesell-
schaft gewöhnt? Auch ist ein nennenswer-
ter Unterschied zwischen öffentlich-recht-
lichen und privaten Fernsehsendern nicht
mehr festzustellen. Besorgniserregend ist
besonders, dass gerade im Kinderpro-
gramm und in den Zeiten, in denen Kinder

„Gewalt in den Medien ist wie Gift, das in die Seelen träufelt”,
sagt Gebhard Fürst, „Medien-Bischof“ der Evangelischen Kir-
che. Die Debatte läuft nun seit mehr als zwei Jahrzehnten …
ohne wirkliche Konsequenzen.
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vor dem Fernseher sitzen, besonders viel
Gewalt im Fernsehen gezeigt wird. Euro-
paweit, so eine Untersuchung, sieht ein
Kind durchschnittlich fast 100 000 Bilder
von Gewalt in den Medien, ehe es 18 Jah-
re alt wird.
Weniger im Blickfeld, doch von gleichfalls
brutalisierender Wirkung ist die Zunahme
von Videoclips mit Inszenierungen vonGe-
walt und Sexualität, z.B. in HipHop-Videos.
Hierzu wird häufig Gewaltausübung posi-
tiv belegt, in Clips, die vorrangig von Ju-
gendlichen gesehen werden. Die Überbe-
tonung von sexualisierter Körperlichkeit in
Musikvideos vermittelt zudem ein fragwür-
diges Bild von Geschlechterrollen.
Es hat aber nicht nur das Ausmaß an bild-
haften Gewaltdarstellungen zugenommen.
Auch der Fernsehkonsum der Kinder und
Jugendlichen ist im Tagesdurchschnitt
deutlich gestiegen. Jedes zweite Kind im
Alter zwischen 9 und 14 Jahren besitzt
einen eigenen Fernseher, wie das LBS-
Kinderbarometer registrierte. 43 % der
befragten Kinder geben an, täglich fernzu-
sehen. Nur 2 % aller Kinder sehen nie fern.
Kurzum: Das TV-Zeitalter hat unsere Kin-
der imGriff. Sie werden dabei zwangsläufig
mit Gewaltdarstellungen konfrontiert, Ge-
waltgegenwärtigkeit ist die Folge.
Als ein potenziell besonders jugendgefähr-
dendes Medium rückt immer mehr das
Internet in den Mittelpunkt der Kritiker.
Über die Hälfte aller Kinder im Alter zwi-
schen 9 und 14 Jahren besitzt einen eige-
nen Computer. Für jede/n zweite/n Schü-
ler/in öffnet der PC-Schirm die Tür auch
zu Sex, Gewalt und politischem Radikalis-
mus in voller Breite. Laut dem Kinderbaro-
meter haben nur 5 % aller Kinder keinen
Zugang zu einem Computer. 32 % der Kin-
der geben an, sie würden sehr oft Compu-
ter spielen. Ein Viertel der 12- bis 19-Jähri-
gen, die das Internet nutzen, hat bereits
online Gewalt erfahren, und fast die Hälfte
hat Freunde undMitschüler, die Seiten mit
Gewaltdarstellungen kennen, wie Petra
Grimm in ihrer Studie zum Umgang Ju-
gendlicher mit gewalthaltigen Inhalten mit
über 800 Teilnehmern im Auftrag der Lan-
desmedienanstalten herausfand. 51 % der
befragten Jugendlichen haben schon „Prü-
gelvideos“, 42 % Fotos und Videos mit
Krieg, Folter oder Hinrichtungen und 41 %
Darstellungen von extremer bzw. brutaler
Gewalt erlebt – und oft sitzen sie ganz al-
lein und ohne elterlichen Beistand vor dem
Bildschirm. Auch im Kino haben Kinder
und Jugendliche Zugang zum „Konsum"
von Gewalt – trotz der Altersbegrenzun-

gen. In einem „Film-Test" von 100mit dem
Etikett „FSK 12" versehenen und zufällig
ausgewählten Filmen fand die Redaktion
der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszei-
tung heraus, dass sich in fast der Hälfte (46
%) der für Jugendliche ab 12 freigegebenen
Filme Szenen mit expliziter Gewalt gegen
Menschen, gut sicht- und hörbarem Sex
und obszöner Sprache fanden.

Es droht eine Verrohung unserer Kultur.
Gewalt wird akzeptiert. Schleichend
kommt es zu einer Verharmlosung von Ge-
walt und zum Verlust moralischer Tabus.
Doch eswäre zu undifferenziert, festzustel-
len, dass der Konsum von Mediengewalt
automatisch zu realer Gewalt führt. Nicht
jeder, der Gewalt im Fernsehen sieht oder
Computerspiele „anwendet", wird zum
Gewalttäter oder Amokläufer. Viele Fach-
leute weisen auf die Bedeutung des Umfel-
des der „Konsumenten" hin.Wer allein vor
dem PC sitzt, sich nicht austauschen kann,
kommt eher in Not. Elterliche Aufsicht,
Begleitung, sozialer Status und schulischer
Erfolg spielen eine entscheidende Rolle.
Die Erziehung ist Elternsache. Die Eltern
fit und medienkompetent zu machen ist
eine vorrangige Aufgabe unserer Gesell-
schaft. Ein familiär und freundschaftlich
eingebundener Heranwachsender, der sich
als Teil des gesellschaftlichen Lebens aner-
kannt fühlt und Erfolgserlebnisse in seinem
Umfeld erfährt, wird durch das Anschauen
eines Films mit Gewaltelementen oder
durch ein Killerspiel am Computer kaum
zu realer Gewalt animiert. Jemand, der
hingegenmit seiner Situation in Schule und
Beruf unzufrieden und sozial isoliert ist,
wird durch Gewalt in denMedien in seiner
potenziellen Aggressivität tendenziell un-
terstützt, so beurteilen die Medienforscher
den Sachverhalt.
Gewalt in denMedien ist ein gesamtgesell-
schaftliches und kein rein medienpoliti-
sches Thema und darf deshalb nicht auf die
Medien reduziert werden. Was trotzdem
bleibt, ist die Eigenverantwortung der
Chefetagen in den Medienzentren, nicht
nur auf die Quote fixiert zu sein. Gleichzei-
tig können wir das Problem nicht ignorie-
ren und darauf hoffen, dass Gewaltdarstel-
lung in den Medien keinerlei Auswirkun-
gen auf Kinder und Jugendliche hat. Was
muss also geschehen, um zu verhindern,
dass Kinder und Jugendliche in den Medi-
en mit einem solchen Maß an Gewalt kon-
frontiert werden, sich daran gewöhnen
und dadurch abstumpfen?
Die Eltern sind zuerst gefragt. Nach einer

aktuellen Statistik gibt mehr als ein Drittel
der 12- bis 19-Jährigen an, dass sie stets
alleine online gingen; und mehr als zwei
Drittel werden in ihrer Nutzungsdauer von
ihren Eltern nicht kontrolliert, d.h., jedes
zweite Elternpaar/Elternteil interessiert
sich nicht oder nur selten für den Inhalt der
betrachteten Internetseiten. Wie man es
besser machen kann, zeigt die Aktion „Ein
Netz für Kinder“ des BKM. Hier werden
Positivbeispiele propagiert. Es ist darauf zu
achten, Kindern frühzeitig einen Werteka-
non zu vermitteln, damit sie aufwühlende
Gewaltdarstellungen verstehen und verar-
beiten können. Unter diesem Aspekt wäre
es eine falschverstandene Freiheit, Schü-
lern unter 14 Jahren einen eigenen Com-
puter und Fernseher ins Kinderzimmer zu
stellen. Medienkompetenz der Eltern ist
gefordert.
Diese Forderung galt bereits vor 20 Jahren,
als man die sogenannte „Weizsäcker-Kom-
mission“ einrichtete. Ein vom damaligen
Bundespräsidenten Richard von Weizsä-
cker eingesetztes Gremium, das einen Be-
richt zur Lage des Fernsehens vorlegte.
Auch als Konsequenz aus dem Appell der
damaligen Jugendministerin Merkel. Einer
der Vorschläge dieses Expertenkreises war
die Schaffung eines Medienrates bzw. eine
Stiftung Medientest nach dem Vorbild der
Stiftung Warentest. Dieser Expertenaus-
schuss sollte für alle Medien zuständig,
beratend und unabhängig von bestehenden
TV- oder Presseräten tätig sein. Ein Gremi-
um, das aus anerkannten Persönlichkeiten
unserer Republik und aus dem Medienbe-
reich bestehen würde – ohne Akteure aus
der Politik – dessen Handlungsmaxime
Paragraph 1 unseres Grundgesetzes „Die
Würde des Menschen ist unantastbar" sein
würde und dessen Ziel es sein sollte, den
scheinbar unaufhaltsamen Trend in den
Medien zu immer mehr und immer bruta-
lerer Gewalt – und damit ist das Internet
eingeschlossen – endlich zu stoppen. ■

Der Autor:
Wolfgang Börnsen
(MdB a.D.)
ist stv. Bundesvorsit-
zender und Landesvor-
sitzender der Senioren-
Union in Schleswig-
Holstein.
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Buchtipp:

Vive l'Allemagne
Wo wir Deutsche uns oft schwertun,
Gutes im eigenen Land zu entdecken,
entwirft AlainMinc ein erfrischend ande-
res Bild der Bundesrepublik. Der 1949
geborene Franzose, dessen vier Großel-
tern im Holocaust umge-
bracht wurden, stellt sich
damit der europäischen
Kritik an der Bundesregie-
rung entgegen: Europa
könnte ein bisschen deut-
scher werden, so sein Cre-
do. Gleichzeitig fordert
der konservative Intellek-

tuelle aber auch, dass Deutschland nicht
zu einer „großen Schweiz“ wird und sei-
ner neuen Verantwortung in Europa ent-
spricht. Alain Minc ist in Frankreich ein
bekannter Intellektueller, Soziologe,Wirt-
schaftswissenschaftler und Politikberater.
Er war Vorstandsmitglied zahlreicher Un-
ternehmen, u.a. der führenden französi-

schen Tageszeitung „Le Mon-
de“, und enger Vertrauter des
ehemaligen Präsidenten Nico-
las Sarkozy. Alain Minc: Vive
l`Allemagne – Was Deutsch-
land alles richtig macht – und
was nicht, Herder-Verlag, Frei-
burg 2014, ISBN 978-3-451-
31206-9, € 16,99

Initiativen:

Die Rückkehr der
Tante-Emma-Läden?
Vor allem in den ländlichen Regionen, aber auch in so man-
cher Innenstadt vermissen Senioren nahe gelegene Einkaufs-
möglichkeiten. Der Lebensmitteleinzelhändler tegut versucht,
mit Mini-Supermärkten diese Lücke zu füllen. Souverän sprach
mit Stella Kircher, Leiterin der Unternehmenskommunikation.

Frau Kircher, 2010 eröffnete tegut
den ersten Mini-Supermarkt namens
„Lädchen für alles". Welches Konzept
steckt dahinter, und wie viele Läd-
chen gibt es aktuell?
Derzeit gibt es 25 tegut-Lädchen für alles.
Das Konzept des Lädchens für alles basiert
auf drei Säulen mit jeweils unterschiedli-
chen Dienstleistungen für die Kunden. Die
Ausgestaltung dieser Angebote entscheiden
Betreiber, Gemeinden und Bürger für sich:
1. Kerngeschäft (gute Lebensmittel, lokale
Produkte); 2. Dienstleistung (Lotto, Paket-
service, Reinigungsannahme, Kopierer …);
3. Treffpunkt (Gespräche, Informationen,
sozialer Kontakt, Veranstaltungen).
In vielen kleinerenDörfern undGemeinden
gibt es keine Lebensmittelläden mehr.
Lebensqualität, Arbeitsplätze undTreffpunk-
te gehen verloren. Der Lösungsansatz für
tegut ist die Initiative Lädchen für alles, klei-
ne Nahversorgungsmärkte in ländlichen
Gegenden und städtischen Quartieren. Das
schafft Arbeitsplätze, stärkt die Dorfgemein-
schaft und bündelt vielfältige Angebote un-
ter einemDach. Es entstehen Bildungs- und

Gesundheitsangebote – die Menschen be-
gegnen sich. Das Angebot entwickelt sich
aus denBedürfnissen vorOrt. Das Ziel:mög-
lichst viele Produkte und Services zusam-
menzufassen. Indem jede Gemeinde „ihren
Marktplatz“ nach eigenenWünschen gestal-
tet, werden die Akzeptanz und Teilnahme
der Bürger, Vereine und Verbände gesichert.
Neben den Lebensmitteln werden je nach
den Bedingungen vor Ort Café, Reinigungs-
annahme, Lotto, Post Shop,Anzeigenannah-
me und vieles mehr angeboten.

Die Läden bieten auf 200 bis 300
Quadratmetern 2500 bis 4000 Pro-
dukte an, also nicht unbedingt ein
Vollsortiment. Akzeptiert der Kunde
das, und wie sieht die wirtschaftliche
Bilanz bislang aus?
Um die Existenzfähigkeit zu sichern,
braucht der Markt Akzeptanz, Teilnahme
und das Engagement aller Bürger. Jeder Ein-
zelne trägt mit seinem Kaufverhalten zum
Erfolg bei. Durch soziale Nähe bietet der
Treffpunkt den Bürgern die Möglichkeit,
zwanglos zusammenzukommen, und reali-

siert lebendig gewordene Bürgernähe.
Durch das vermehrte Engagement von
Werkstätten für Menschen mit Handicap
gelingt ein zusätzlicher Mehrwert: die Inte-
gration oftmals im Abseits stehender Men-
schen in die Gemeinschaft. Ein „Lädchen
für alles und alle“ – in diesem Sinn wollen
wir gemeinschaftlich den ländlichen Raum
lebenswert erhalten. Natürlich sehen auch
wir denWettbewerbmit anderenHändlern.
Viele Kunden sind nicht bereit, für dasMehr
an Service auch mehr Geld zu bezahlen.
Das Lädchen für alles bietet daher die Pro-
dukte nicht teurer an. Wir wollen ja, dass
die Kunden vor Ort einkaufen können und
nicht weite Strecken zum Discounter
fahren.

Richten Sie Ihr Angebot in besonde-
rer Weise an Senioren aus?
Vor allem ältere Menschen schätzen unse-
ren Service des Lädchens sehr, da er viele
Möglichkeiten bietet und leicht zu errei-
chen ist. Gemeinsammit der Gemeinde vor
Ort richten wir die Sortimente nach dem
individuellen Bedarf aus. ■




	01_Souveraen_04-14_LowRes
	02_Souveraen_04-14_LowRes
	03_Souveraen_04-14_LowRes
	04_Souveraen_04-14_LowRes
	05_Souveraen_04-14_LowRes
	06_Souveraen_04-14_LowRes
	07_Souveraen_04-14_LowRes
	08_Souveraen_04-14_LowRes
	09_Souveraen_04-14_LowRes
	10_Souveraen_04-14_LowRes
	11_Souveraen_04-14_LowRes
	12_Souveraen_04-14_LowRes
	13_Souveraen_04-14_LowRes
	14_Souveraen_04-14_LowRes
	15_Souveraen_04-14_LowRes
	16_Souveraen_04-14_LowRes
	17_Souveraen_04-14_LowRes
	18_Souveraen_04-14_LowRes
	19_Souveraen_04-14_LowRes
	20_Souveraen_04-14_LowRes
	21_Souveraen_04-14_LowRes
	22_Souveraen_04-14_LowRes
	23_Souveraen_04-14_LowRes
	24_Souveraen_04-14_LowRes
	25_Souveraen_04-14_LowRes
	26_Souveraen_04-14_LowRes
	27_Souveraen_04-14_LowRes
	28_Souveraen_04-14_LowRes
	29_Souveraen_04-14_LowRes
	30_Souveraen_04-14_LowRes
	31_Souveraen_04-14_LowRes
	32_Souveraen_04-14_LowRes
	33_Souveraen_04-14_LowRes
	34_Souveraen_04-14_LowRes
	35_Souveraen_04-14_LowRes
	36_Souveraen_04-14_LowRes
	37_Souveraen_04-14_LowRes
	38_Souveraen_04-14_LowRes
	39_Souveraen_04-14_LowRes
	40_Souveraen_04-14_LowRes

